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VOrWOrt

im Jahr 2009 jähren sich zwei schlüsselereignisse der  

deutschen Geschichte. Die Bundesrepublik Deutschland wird 

60 Jahre alt und zugleich feiern wir 20 Jahre friedliche 

revolution in der DDr. 

mit der Verabschiedung des Grundgesetzes am 8. mai 1949 

durch den Parlamentarischen rat – dem vierten Jahrestag der 

kapitulation des „Dritten reiches” – schufen die Deutschen 

eine neue staatliche Ordnung, die sich vom nationalsozialis-

tischen terrorregime durch ihren freiheitlichen charakter, 

durch den aufbau und das leben von Demokratie und durch 

konsequente rechtsstaatlichkeit unterscheidet. Von diesen 

eigenschaften und dem einsetzenden wirtschaftlichen auf- 

stieg der Bundesrepublik profitierten jedoch nicht alle im 

geteilten Deutschland. eine demokratische erneuerung blieb 

den menschen in der DDr noch weitere Jahrzehnte verwehrt. 

erst als die friedliche revolution 1989 begann, setzten mu - 

tige DDr-Bürger Prozesse in Gang, an deren ende schließlich 

die überwindung des diktatorischen seD-staates stand und 

die einheit Deutschlands „in freier selbstbestimmung” voll-

endet wurde, wie es das Grundgesetz allen Deutschen gebot. 

Bei beiden ereignissen haben christliche Demokraten und 

christdemokratische konzepte eine entscheidende rolle 

gespielt, Grundsteine für den erfolg der Bundesrepublik 

Deutschland gelegt und diesen fortgeschrieben.

Die konrad-adenauer-stiftung gedenkt dieser Jubiläen mit 

zahlreichen Veranstaltungen und Publikationen. mit der reihe 

„Weichenstellungen in die zukunft” wollen wir die zentralen 

entscheidungen und politischen entwürfe in 60 Jahren Bundes-

republik und 20 Jahren friedliche revolution wieder verstärkt 

ins Bewusstsein der Öffentlichkeit rücken. Die Bände wenden 

sich an alle, die sich für die historischen ereignisse interes-

sieren oder um die politische Bildung bemühen. hierbei geht 

39 | einGreifen Der alliierten  
in Den VerhanDlunGsVerlauf Des  
Parlamentarischen rates

Alliierte Verbindungsbüros in Bon � n
Alliierte: Mehr Föderalismus �  

43 | „frankfurter affäre” ODer „fall aDenauer”?

45 | Die suche nach einem kOmPrOmiss unD  
Das VetO Der alliierten

Handlanger sowjetischer Interessen in Bon � n
Wiedervereinigungsangebot aus der   �
sowjetischen Besatzungszone
Fünferausschuss und erneutes Eingreifen der Westalliierte � n
Siebenerausschuss verhandelt mit alliierten Finanzexperte � n
Parlamentarischer Rat vor dem Scheitern � ?

49 | Dem aBschluss Der GrunD GesetzarBeit  
entGeGen

„Polizeibrief” der Alliierte � n
Britischer Militärgouverneur taktiert gemeinsam mit der SP � D
Die „Geburtsstunde” der Bundesrepubli � k
Vier Jahre danach – Symbolgehalt des 8. Ma � i
Im Parforceritt zur Verkündung des Grundgesetzes   �
am 23. Mai 1949

57 | zeittafel zur entstehunG Des GrunDGesetzes

62 | WeiterführenDe literatur

68 | Der autOr

68 | ansPrechPartner in Der  
kOnraD-aDenauer-stiftunG



deMokratiScher Staat in eineM geeinten 

europa

ideen und konzepte zu einer neuen deutschen Verfassung 

für die zeit nach dem zweiten Weltkrieg gab es schon, als 

noch in ganz europa der krieg tobte. es waren nicht nur die 

Widerstandsbewegungen um Goerdeler oder im kreisauer-

kreis, die für die zeit nach dem ersehnten zusammenbruch 

des ns-regimes Verfassungsentwürfe ausgearbeitet hatten. 

auch im exil lebende Deutsche, insbesondere sozialistische 

und sozialdemokratische kreise beschäftigten sich mit der 

frage, in welcher form die staatliche Ordnung in Deutschland 

wiederhergestellt werden könnte, wenn adolf hitler abgelöst 

und der krieg beendet ist. Bei allen Verfassungsideen stand 

die schaffung eines demokratischen staates in einem geein-

ten europa an allererster stelle, in dem eine stärkere mit-

wirkung der länder an politischen entscheidungen vorgesehen 

war. Die politische macht sollte nicht mehr einem staats-

oberhaupt zufallen, sondern dezentralisiert werden; durch 

ein ausgeklügeltes ernennungs- und zustimmungssystem 

sollten gegenseitige kontrollmechanismen geschaffen werden.

anfänGe einer  
staatlichen OrDnunG  
im nachkrieGsDeutschlanD

es jedoch nicht nur um die erinnerung an vergangene 

schlüs sel ereignisse, sondern auch um ihre auswirkungen in 

Gegenwart und zukunft.

Der vorliegende Band thematisiert den Parlamentarischen rat 

und die entstehung des Grundgesetzes. Dabei werden die 

wichtigsten aspekte herausgestellt und große entwicklungs-

linien aufzeigt. Die Darstellung zeichnet die einflüsse von 

alliierten, interessengruppen und Parteien auf das Grund-

gesetz nach, schildert den Verlauf der Beratungen im Parla-

mentarischen rat und erläutert besondere schwerpunkte 

seiner arbeit. um interessierten einen tieferen zugang zu 

den einzelnen themen zu erleichtern, ist am ende ein litera-

turverzeichnis angeführt. 

ein besonderer Dank gebührt dem autor Dr. michael f. 

feldkamp.

Berlin, im Juni 2008

Dr. Ralf Thomas Baus

Leiter Team Innenpolitik

Hauptabteilung Politik und Beratung
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„weststaatlichen Gebilde” lauter werden lassen. Dabei war eine zweitei-

lung Deutschlands von den alliierten von vornherein nicht beabsichtigt. 

es sollte ein möglichst hohes maß an selbstverwaltung und auch an 

politischer selbstbestimmung in möglichst vielen teilen Deutschlands 

wiederhergestellt werden.

Das amerikanische Wirtschaftshilfeprogramm (marshall-Plan) vom  

16. april 1948 und die Währungsreform am 20. Juni 1948 waren erste 

konkrete schritte zur Bildung eines deutschen Weststaates, dessen 

errichtung auf der londoner außenministerkonferenz (23. februar bis  

6. märz 1948 und 20. april bis 2. Juni 1948) von den sechs mächten 

Belgien, frankreich, Großbritannien, luxemburg, den niederlanden und 

den usa formell beschlossen wurde.

„Berlin-Blockade”

Die sowjetunion reagierte heftig auf diese westalliierten alleingänge. am 

16. Juni 1948 schied sie aus der Berliner alliierten stadtkommandantur 

aus und begann am 24. Juni 1948 mit der so genannten „Berlin-Blockade”. 

Die Bevölkerung in den drei westlichen stadtsektoren hatte zwar nun die 

D-mark, doch kaufen konnte sie sich dafür zunächst nicht viel. Denn alle 

Versorgungswege – auch strom und Wasser – in die westlichen stadt be-

zirke Berlins waren von den sowjets gesperrt worden wegen „technischer 

störungen”, wie es offiziell hieß. nur der luftkorridor blieb offen. Deswegen 

wurde für die nächsten monate mittels flugzeugen die Bevölkerung mit 

lebensmitteln, kleidung und kohle versorgt. sogar industrieanlagen 

wurden über die „luftbrücke”, die sich zur größten luftransportunterneh-

mung in der Geschichte entwickelte, in die stadt gebracht. insbesondere 

dem beherz ten eingreifen des amerikanischen militärgouverneurs lucius 

D. clay war es zu verdanken, dass in 462 tagen mittels 277.000 flügen 

1,8 millionen tonnen hilfsgüter mit den so genannten „rosinenbombern” 

nach Berlin gebracht wurden. Die westlichen alliierten hatten die flehen-

den und mahnenden Worte von Berlins Oberbürgermeister ernst reuter 

(sPD) sehr wohl vernommen, der am 9. september 1948 vor dem zerstör-

ten reichstagsgebäude bei einer kundgebung vor 300.000 menschen  

an die „Völker der Welt” appellierte: „schaut auf diese stadt und erkennt, 

dass ihr diese stadt und dieses Volk nicht preisgeben dürft und nicht 

preisgeben könnt.”

Doch es kam zunächst anders: nachdem das Deutsche reich fast voll-

ständig von alliierten truppen besetzt worden war, kapitulierte am  

8. / 9. mai 1945 die deutsche Wehrmacht bedingungslos. Die von den vier 

mächten eingesetzten militär gouverneure leiteten politisch und verwal-

tungstechnisch das in die ameri kanische, britische, französische und 

sowjetische Besatzungszone eingeteilte Deutschland (dazu gehörten nicht 

die annektierten Ostgebiete). Die militärverwaltungen begannen in der 

sowjetischen Besatzungszone bereits 1945, in den übrigen drei zonen 

erst 1946 und 1947 damit, länder ein zurichten sowie ministerpräsidenten 

zu bestellen und diese an der Verwal tung des durch den krieg zerstörten 

Deutschlands zu beteiligen.

neuBeginn deS politiSchen leBenS und einer  

Staatlichen ordnung

allmählich entwickelte sich politisches leben in Deutschland. in den 

ländern wurden Parteien zugelassen, die sich bis 1948 auch über die 

einzelnen Besatzungszonen hinweg zusammenschlossen. Die ersten 

ministerpräsidenten wurden noch von den alliierten eingesetzt, doch 

nachdem von verfassunggebenden länderversammlungen seit dem Jahre 

1947 eigene länderverfassungen ausgearbeitet wurden, konnten land-

tagswahlen durchgeführt werden.

Obwohl Großbritannien und den Vereinigten staaten von amerika ein 

gemeinsames konzept über die zukünftige Gestaltung des politischen und 

öffentlichen lebens in Deutschland fehlte, schufen beide staaten am  

1. Januar 1947 mit der so genannten „Bizone” länder- und zonenüber-

greifende Verwaltungen für Wirtschaft, ernährung, Verkehr, finanzen und 

Post- und fernmeldewesen. Von diesen wurde am 25. Juni 1947 der 

Wirtschaftsrat mit sitz in frankfurt am main zur ersten gesetzgebenden 

körperschaft umgebildet. Der Wirtschaftsrat entsprach nahezu einem 

Parlament und wurde zur bedeutendsten wirtschaftlichen und politischen 

einrichtung in der Bizone, dem „Vereinigten Wirtschaftsgebiet”.

Die Politik der sowjetischen machthaber in ihrer Besatzungszone sowie im 

alliierten kontrollrat und auf den internationalen konferenzen war nicht 

hilfreich bei der suche nach einer nachkriegsordnung für ganz Deutsch-

land. Die sowjetische Obstruktionspolitik hatte unter amerikanischen Poli-

tikern und Wirtschaftsfachleuten seit 1947 den ruf nach einem deutschen 
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nachdem der britische militärgouverneur sir Brian robertson im sommer 

1947 erstmals in der britischen zone anregte, politische konzepte für 

Deutschland zu erarbeiten, legten der zonenbeirat und die politischen 

Parteien ihre richtlinien für eine deutsche Verfassung vor. Bei den beiden 

großen Parteien zeichnete sich ab, dass die sPD für einen starken ein-

heitsstaat eintrat, der seine Verwaltung den ländern als auftragsverwal-

tung übertragen sollte; demgegenüber stand das konzept der cDu/csu 

für einen föderalen Bundesstaat, das eine genau festgelegte zuständig-

keitsverteilung zwischen Bund und ländern vorsah. Beide konzepte 

enthielten absichtserklärungen zu einem Beitritt zu einer europäischen 

staatenföderation.

alliierte Pläne für einen  
DemOkratischen  
WestDeutschen staat

erst ein Jahr nachdem der britische General robertson dem 

zonenbeirat in hamburg vorschlug, sich über eine Verfassung 

im nachkriegsdeutschland konkrete Gedanken zu machen, 

war auch bei den amerikanern der entschluss gereift, we - 

 nigstens den drei westlichen Besatzungszonen eine einheitliche 

staatliche und wirtschaftliche Ordnung zu geben. so warben 

nun Briten und amerikaner gemeinsam bei den franzosen 

für einen deutschen Weststaat – allerdings mit mäßigem 

erfolg: noch auf der londoner sechs-mächte-konferenz im 

februar / märz und april / Juni 1948 zielte das Bemühen des 

französischen außenministers robert schuman darauf ab, 

Deutschland nicht als einen Gesamtstaat wiedererstehen  

zu lassen. auf französischer seite war die furcht vor einem 

mächtigen Deutschland als nachbarn zu groß, hatte sich 

Deutschland doch bereits in zwei Weltkriegen, nämlich 1914 

und 1940, gegen frankreich erhoben.

im Verlauf der londoner Verhandlungen und nach einer 

hitzigen Debatte in der französischen nationalversammlung 

verständigten sich die außenminister von Belgien, frankreich, 

Großbritannien, luxemburg, den niederlanden und den usa 

auf die „londoner empfehlungen”, die den Weg zur arbeit an 

einer Verfassung für einen westdeutschen staat frei mach-

ten. Die militärgouverneure der drei westlichen Besatzungs-
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„koBlenzer BeSchlüSSe”: MiniSterpräSidenten  

wollen keine deutSche teilung

nachdem nun die drei frankfurter Dokumente in den Parteigremien und 

länderkabinetten beraten worden waren, kamen vom 8. bis 10. Juli 1948 

die ministerpräsidenten der westdeutschen Besatzungszonen auf dem 

rittersturz bei koblenz zusammen. zwar nahmen die ministerpräsidenten 

die frankfurter Dokumente an, doch kündigten sie in den später so 

genannten „koblenzer Beschlüssen” vom 10. Juli 1948 an, verhindern zu 

wollen, „dem zu schaffenden Gebilde den charakter eines staates” zu 

verleihen. solange Deutschland geteilt war, waren die ministerpräsidenten 

nicht bereit, an einer „Verfassung” mitzuwirken, geschweige denn eine 

verfassunggebende nationalversammlung einzuberufen. stattdessen 

schlugen sie vor, durch einen parlamentsähnlichen rat ein provisorisches 

Grundgesetz ausarbeiten zu lassen. erst wenn eine Vereinigung der 

länder der drei westlichen Besatzungszonen mit den ländern der sowje-

tischen Besatzungszone in freier selbstbestimmung möglich sei, beab-

sichtigten sie, durch eine zu konstituierende nationalversammlung eine 

Verfassung ausarbeiten zu lassen.

militärgouverneur clay nahm gegenüber den ministerpräsidenten der 

amerikanischen zone schon vier tage später stellung zu den koblenzer 

Dokumenten. er zeigte sich geradezu empört über die mangelnde Bereit-

schaft der ministerpräsidenten, an der entstehung des staatlichen lebens 

in Deutschland teilzunehmen. zugleich machte er deutlich, dass die 

absicht der franzosen, die staatliche einheit Westdeutschlands zu verhin-

dern, offensichtlich geglückt sei. Die ministerpräsidenten hatten nicht 

durchschauen können, dass sie in ihrer stellungnahme in den wesent-

lichen Dingen von den frankfurter Dokumenten nicht abweichen durften. 

in diesem fall hätte das eine neue außenministerkonferenz zur folge 

gehabt, deren ergebnisse für Deutschland sicherlich nicht mehr so günstig 

ausgefallen wären wie noch die ergebnisse der londoner außenminister-

konferenz vom frühjahr 1948. aus ihrer sicht mag die aufregung der 

alliierten berechtigt gewesen sein, doch eigentlich waren die koblenzer 

Beschlüsse der ministerpräsidenten als ein konstruktiver Vorschlag gemeint, 

der nur ihren Willen zur mitwirkung an der Gestaltung des öffentlichen 

und politischen lebens in Westdeutschland unterstreichen sollte.

zonen, General lucius D. clay (usa), General Pierre koenig (frankreich) 

und General sir Brian robertson (Großbritannien), wurden beauftragt, 

die londoner empfehlungen umzusetzen und die elf ministerpräsidenten 

bzw. Bürgermeister in den ländern der drei westlichen Besatzungszonen 

mit den Beschlüssen vertraut zu machen.

die „FrankFurter dokuMente”: regierungSForM deS 

„FöderaliStiSchen typS” 

am 1. Juli 1948 nahmen die ministerpräsidenten und Bürgermeister der 

stadtstaaten Bremen und hamburg in den westlichen Besatzungszonen 

– der Oberbürgermeister der stadt Berlin war nicht dabei – im haupt-

quartier der amerikanischen streitkräfte in frankfurt am main von den 

militärgouverneuren die deutschlandpolitischen entscheidungen der 

londoner sechs-mächte-konferenz entgegen. in den später so genannten 

„frankfurter Dokumenten” wurden die ministerpräsidenten „ermächtigt”, 

eine verfassunggebende Versammlung einzuberufen, die bis zum  

1. september 1948 zusammentreten sollte, um in Deutschland eine 

regierungsform „föderalistischen typs” zu schaffen. Diese sollte den 

beteiligten ländern genügend rechte überlassen und die „Garantien der 

individuellen rechte und freiheiten” enthalten. Der Verfassungsentwurf 

sollte von den militärgouverneuren genehmigt und zur ratifizierung 

mittels eines referendums den ministerpräsidenten übergeben werden. 

ferner kündigten die militärgouverneure in einem zweiten Dokument eine 

einbeziehung der ministerpräsidenten bei der neuumschreibung einiger 

ländergrenzen an. in einem dritten Dokument schließlich erklärten die 

alliierten, zeitnah ein Besatzungsstatut vorzulegen, in dem die Bezie-

hungen zwischen der zukünftigen westdeutschen regierung und den 

militärbehörden geregelt werden sollte. im Besatzungsstatut sollte ein 

„mindestmaß der notwendigen kontrollen” über die innen- und außen-

politik des künftigen Deutschlands festgelegt werden.

einige zunächst noch geheim gebliebene Bestimmungen hatten ganz 

konkrete Punkte aufgeführt, wie die zukünftige deutsche Verfassung 

aussehen sollte. Demnach sollte ein zweikammersystem geschaffen 

werden, ferner war eine exekutive mit genau vorgeschriebenen Befugnis-

sen und entsprechend beschränkten Befugnissen der Bundesregierung 

vorgesehen. Diese Punkte wurden den mitgliedern des Parlamentarischen 

rates erst mit dem memorandum vom 22. november 1948 bekannt 

gegeben.
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in ihrer offiziellen stellungnahme zu den koblenzer Beschlüssen erläu-

terte für die drei militärgouverneure der britische General robertson am 

20. Juli 1948, dass es sich bei den frankfurter Dokumenten um „anwei-

sungen” handele, von denen eigentlich nicht abgewichen werden könne. 

Gleichzeitig machte er die ministerpräsidenten mit den außenpolitischen 

folgen vertraut, die ein scheitern alliierter Verfassungspläne für West-

deutschland mit sich brächten. ferner unterstrich er ausdrücklich, dass 

für die derzeitige teilung Deutschlands die alliierten die Verantwortung 

übernähmen. so lehnten die alliierten die ausarbeitung eines Grund-

gesetzes statt einer Verfassung ab. er machte zudem deutlich, dass die 

alliierten die ratifizierung durch ein referendum, die bei den minister-

präsidenten auf kritik stieß, für unverzichtbar hielten.

Daraufhin lenkten die ministerpräsidenten formal zwar ein und erklärten, 

die koblenzer Beschlüsse fallen zu lassen, um nun ihrerseits zur stabilisie-

rung der politischen Verhältnisse in Deutschland beizutragen. letztlich 

aber wurden alle zentralen forderungen der ministerpräsidenten aufrecht 

erhalten und durchgesetzt. so wurde seitens der alliierten auf die einbe-

rufung einer verfassunggebenden nationalversammlung verzichtet und 

stattdessen „nur” ein Parlamentarischer rat zur abfassung eines Grund-

gesetzes akzeptiert. alles wurde vermieden, den eindruck zu erwecken, 

es solle eine zweiteilung Deutschlands herbeigeführt werden und die in 

den westlichen Besatzungszonen verantwortlichen ministerpräsidenten 

würden sich daran aktiv beteiligen.

„VerFaSSungSkonVent” auF herrenchieMSee

Bevor der Parlamentarische rat einberufen wurde, entsandten die mini-

sterpräsidenten vom 10. bis 23. august 1948 sachverständige Verfas-

sungsjuristen und Verwaltungsexperten auf die insel herrenchiemsee. 

auf diesem „Verfassungskonvent” wurde ein erster umfassender text für 

das zukünftige Grundgesetz entworfen. zwar wurde dieser entwurf, der 

ganz im sinne der mehrheit der cDu / csu eine stark föderalistische 

Verfassung vorsah, nur als ein entwurf unter vielen abgetan, doch hatte 

der text schließlich mehr als nur Vorbildfunktion. Die ausschüsse des 

Parlamentarischen rates haben nicht nur mehrere artikel wörtlich über-

nommen, sondern der aufbau und die gesamte vorläufige artikelzählung 

während der Beratungen gingen auf diesen entwurf zurück. so wurde der 

auf herrenchiemsee erstellte text neben der Verfassung des Deutschen 

reiches von 11. august 1919 (Weimarer Verfassung) zu einem der meist-

benutzten Dokumente im Parlamentarischen rat, aus denen schließlich 

auch die meisten anleihen gemacht wurden.

zur weiteren Vorbereitung wurden in diesen tagen nach einem in den 

frankfurter Dokumenten festgelegten Wahlmodus in den elf landtagen  

die abgeordneten für den Parlamentarischen rat gewählt. als tagungsort 

wählten die ministerpräsidenten zwischen dem 13. und dem 18. august 

1948 in einer telefonischen abstimmung die stadt Bonn am rhein.  

als sitzungsräume wurde die dortige Pädagogische akademie am rhein 

eingerichtet.



Die mitGlieDer Des  
Parlamentarischen rates 

insgesamt wurden 65 abgeordnete gewählt, darunter vier 

frauen. Die meisten abgeordneten waren in der Weimarer 

republik politisch tätig gewesen und entsprechend in einem 

relativ hohen alter. zu den 65 abgeordneten kamen fünf 

Berliner Vertreter hinzu, die angesichts des Vier-mächte-status 

der stadt nur als Gäste oder Beobachter teilnehmen durften 

und sich deswegen zwar an den Beratungen, nicht aber an 

den abstimmungen im Parlamentarischen rat beteiligten. 

cDu / csu und sPD konnten jeweils 27 abgeordnete entsen-

den (davon gehörten 19 mitglieder der cDu und acht der 

csu an), während die fDP mit fünf, zentrum, Deutsche Partei 

(DP) und kPD jeweils mit zwei abgeordneten vertreten waren.

Die vier „Mütter 
des Grundge-
setzes”: Helene 
Wessel (Zentrum), 
Helene Weber 
(CDU), Elisabeth 
Selbert (SPD) und 
Friederike Nadig 
(SPD) (v. l. n. r.). 

Quelle: Erna Wagner-Hehmke /Hehmke-Winterer, Düsseldorf;  
Stiftung Haus der Geschichte, Bonn.



18 19

zusammensetzung des parlamentarischen rates

im Parlamen- 
tarischen rat  
vertretene länder; 
aufgeteilt nach  
Besatzungszonen

cDu / 
csu sPD fDP

zen-
trum DP kPD

insge-
samt

amerikanische Besatzungszone

Bayern 8 4 1 – – – 13

Bremen – 1 – – – – 1

hessen 2 3 1 – – – 6

Württemberg-Baden 2 2 1 – – – 5

insgesamt 12 10 3 – – – 25

Britische Besatzungszone

hamburg 1 1 – – – – 2

niedersachsen 2 4 1 – 2 – 9

nordrhein-Westfalen 6 6 1 2 – 2 17

schleswig-holstein 2 2 – – – – 4

insgesamt 11 13 2 2 2 2 32

französische Besatzungszone

Baden 1 1 – – – – 2

rheinland-Pfalz 2 2 – – – – 2

Württemberg- 
hohenzollern

1 1 – – – – 2

insgesamt 4 4 – – – – 8

insgesamt  

stimmberechtigt
27 27 5 2 2 2 65

Berlin (Gäste) 1 3 1 – – – 5

Die 32 cDu/csu-abgeordneten im Parlamentarischen rat (inklusive  

nachrücker und einem nicht-stimmberechtigten Berliner Vertreter):

aDenauer, kOnraD �  (1876 bis 1967); 1917 bis 1933 und 1945 Ober-

bürgermeister von köln; 1946 1. Vorsitzender der cDu in der britischen  

Besatzungszone; 1949 bis 1967 mitglied des Bundestags; 1949 bis 1963 

Bundeskanzler; 1950 bis 1966 Bundesvorsitzender der cDu; 1951 bis 

1955 außenminister. 

BinDer, Paul �  (1902 bis 1981); 1947 bis 1952 mitglied des landtags 

Württemberg-hohenzollern; 1953 bis 1960 mitglied des landtags Baden-

Württemberg; 1964 bis 1968 mitglied des sachverständigenrates zur  

Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen entwicklung.

BlOmeyer, aDOlf �  (1900 bis 1969); mitglied des Vorstands der 

Bodelschwingh schen anstalten in Bethel; 1947 Vorsitzender des minden-

ravensbergischen landwirtschaftlichen hauptvereins.

BrentanO, heinrich �  VOn (1904 bis 1964); 1946 mitglied der Verfas-

sunggebenden landesversammlung hessen; 1946 bis 1949 mitglied des 

landtags hessen; 1949 bis 1964 mitglied des Bundestags; 1955 bis 1961 

außenminister.

chaPeaurOuGe, Paul De �  (1876 bis 1952); seit 1917 mitglied der Bürger-

schaft hamburg.

fecht, hermann �  (1880 bis 1952); 1931 bis 1933 leiter der Vertretung 

Badens in Berlin; 1946 bis 1947 mitglied der beratenden landesver-

sammlung Baden; 1947 bis 1952 mitglied des landtags Baden; 1948 bis 

1952 Justizminister und stellvertretender staatspräsident in Baden.

finck, alBert �  (1895 bis 1956); 1951 bis 1956 mitglied des landtags 

rheinland-Pfalz; 1951 bis 1956 kultusminister in rheinland-Pfalz.

hermans, huBert �  (1909 bis 1989); 1946 mitglied der beratenden 

landes versammlung von rheinland-Pfalz und des Verfassungsausschusses; 

1947 bis 1951 mitglied des landtags rheinland-Pfalz; 1952 bis 1972  

Bevollmächtigter beim Bund für das land rheinland-Pfalz; 1963 staats-

sekretär.

hilBert, antOn �  (1898 bis 1986); 1929 bis 1933 mitglied des landtags 

Baden; 1946 bis 1947 mitglied der beratenden landesversammlung Baden; 

1946 bis 1947 staatssekretär im landwirtschaftsministerium; 1947 bis 

1952 mitglied des landtags Baden; 1949 bis 1969 mitglied des Bundes-

tags; 1952 bis 1956 mitglied des landtags Baden-Württemberg.

hOfmeister, Werner �  (1902 bis 1984); 1947 bis 1967 mitglied sowie 

1955 bis 1957 Präsident des landtags niedersachsen; 1947 bis 1950 und 

1957 bis 1959 Justizminister in niedersachsen.
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kaiser, JakOB �  (1888 bis 1961); Berliner abgeordneter (nicht stimm-

berechtigt); 1933 mitglied des reichstags; 1949 bis 1957 mitglied des  

Bundestags; 1949 bis 1957 Bundesminister für Gesamtdeutsche fragen.

kaufmann, theOPhil heinrich �  (1888 bis 1961); 1923 bis 1927 mit-

glied der Bürgerschaft Bremen; 1928 bis 1933 mitglied der Bürgerschaft  

hamburg; 1947 bis 1949 mitglied des Wirtschaftsrates des Vereinigten 

Wirtschaftsgebietes in frankfurt/main; 1952 bis 1954 Generalkonsul  

in der schweiz.

kleinDinst, JOsef ferDinanD �  (1881 bis 1962); 1919 bis 1945 stadt-

rat; 1920 bis 1933 mitglied des Verwaltungsausschusses des bayerischen 

landesarbeitsamtes; 1949 bis 1957 mitglied des Bundestags.

krOll, GerharD �  (1910 bis 1963); 1946 bis 1948 landrat; 1946 bis 

1950 mitglied des landtags Bayern; 1949 bis 1951 Direktor des instituts 

zur erforschung des nationalsozialismus münchen.

kühn, aDOlf �  (1886 bis 1968); 1925 bis 1933 mitglied des landtags  

Baden; 1946 mitglied der Verfassunggebenden landesversammlung 

Württemberg-Baden; 1946 bis 1963 mitglied des landtags Baden- 

Württemberg.

lafOret, Wilhelm �  (1877 bis 1959); 1922 bis 1927 im Bayerischen 

minis terium des innern; 1927 bis 1951 Professor in Würzburg; 1946 bis 

1949 mitglied des landtags Bayern; 1949 bis 1953 mitglied des Bundes-

tags.

lehr, rOBert �  (1883 bis 1956); 1924 bis 1933 Oberbürgermeister von 

Düsseldorf; teilnahme an der Widerstandsbewegung im Goerdeler-kreis; 

1946 Vorsitzender des zonenbeirates; 1946 bis 1947 Präsident des  

landtags nordrhein-Westfalen; 1949 bis 1953 mitglied des Bundestags; 

1950 bis 1953 Bundesinnenminister.

lensinG, lamBert �  (1889 bis 1965); 1949 herausgeber der „ruhr-

nachrichten”; mitglied des zonenbeirates; 1954 bis 1958 mitglied des 

landtags nordrhein-Westfalen.

manGOlDt, hermann VOn �  (1895 bis 1953); 1935 Professor; 1947  

bis 1948 rektor der universität kiel; 1946 bis 1950 mitglied des landtags 

schleswig-holstein; 1946 innenminister in schleswig-holstein;  

1952 richter am staatsgerichtshof in Bremen.

mayr, karl siGmunD �  (1906 bis 1978); 1946 mitglied der bayerischen 

Verfassung gebenden landesversammlung.

Pfeiffer, antOn �  (1888 bis 1957); 1928 bis 1933 mitglied des landtags 

Bayern; 1946 staatsminister für sonderaufgaben in Bayern; 1946 bis 

1950 mitglied des landtags Bayern; 1948 mitglied des Verfassungskon-

vents herrenchiemsee; 1950 Generalkonsul, 1951 bis 1954 Botschafter 

in Brüssel.

rÖnneBurG, heinrich �  (1887 bis 1949); 1918 bis 1924 und 1927 bis 

1928 mitglied des Braunschweigischen landtags; 1918 bis 1920 stadt-

verordneter; 1919 bis 1920 kultusminister, 1922 bis 1924 innenminister 

im freistaat Braunschweig; 1924 bis 1928 mitglied des reichstags;  

1945 bis 1946 landrat, 1946 bis 1947 Oberkreisdirektor des kreises 

Wolfenbüttel, land Braunschweig.

schlÖr, kasPar GOttfrieD �  (1888 bis 1964); 1948 stadtrat in amberg.

schraGe, JOsef �  (1881 bis 1953); 1919 stadtverordneter und mitglied 

des Westfälischen Provinziallandtages; 1945 Bürgermeister in Olpe;  

1946 landrat des kreises Olpe; 1947 bis 1953 mitglied des landtags 

nordrhein-Westfalen.

schrÖter, carl �  (1887 bis 1952); 1924 bis 1933 mitglied des landtags 

Preußen; 1949 bis 1952 mitglied des Bundestags.

schWalBer, JOsef �  (1902 bis 1969); 1945 bis 1947 Bürgermeister und 

1947 landrat von Dachau; 1946 mitglied der Verfassunggebenden landes-

versammlung Bayern; 1946 bis 1950 mitglied des landtags Bayern; 1947 

bis 1950 staats sekretär im Bayerischen innenministerium; 1948 mitglied 

des Verfassungs konvents herrenchiemsee; 1951 bis 1954 kultusminister 

von Bayern.

seiBOlD, kasPar �  (1914 bis 1995); 1947 bis 1949 mitglied des Wirt-

schaftsrates des Vereinigten Wirtschaftsgebietes in frankfurt/main; 1955 

mitglied, später Vize präsident des Bezirkstags Oberbayern; Vorsitzender 

des Bezirksverbandes Oberbayern im Bayerischen Gemeindetag; 1966 bis 

1984 1. Bürgermeister von lenggries.

strauss, Walter �  (1900 bis 1976); 1946 bis 1947 staatssekretär der 

staatskanzlei hessen; 1947 bis 1949 stellvertretender Direktor für Wirt-

schaft des Vereinigten Wirtschaftsgebiets; 1950 bis 1963 staatssekretär 

im Bundesministerium der Justiz; 1963 bis 1970 richter beim Gerichtshof 

der europäischen Gemeinschaft.

süsterhenn, aDOlf �  (1905 bis 1974); 1946 bis 1951 Justiz- und 

kultus minister rheinland-Pfalz; 1948 mitglied des Verfassungskonvents  

herrenchiemsee; 1954 bis 1974 mitglied der europäischen kommission 

für menschenrechte in straßburg; 1960 bis 1965 mitglied der Beratenden 

Versammlung des europarates und der Westeuropäischen union (Weu); 

1961 bis 1969 mitglied des Bundestags.
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Walter, felix �  (1890 bis 1949); 1946 mitglied der Verfassunggebenden 

landes versammlung in Württemberg-Baden; 1946 bis 1949 mitglied 

des landtags Württemberg-Baden.

WeBer, helene �  (1881 bis 1962); 1919 mitglied der Weimarer national-

versammlung, 1921 bis 1924 des Preußischen landtags und 1924 bis 

1933 des reichstags; mitglied im zonenbeirat; 1949 bis 1962 mitglied 

des Bundestags.

Wirmer, ernst �  (1910 bis 1981); 1950 Persönlicher referent des  

Bundeskanzlers adenauer; 1950 bis 1975 ministerialdirektor im amt 

des Beauftragten für Verteidigungsfragen Blank, später im Bundesmini-

sterium für Verteidigung.

Die aufnahme Der arBeit  
am GrunDGesetz  
im Parlamentarischen rat

FeStakt iM MuSeuM koenig

am 1. september 1948 wurde unter großer Beteiligung der 

Öffentlichkeit im zoologischen museum alexander koenig in 

Bonn unter anwesenheit der ministerpräsidenten und einiger 

Vertreter der amerikanischen, britischen, französischen 

sowie belgischen militärverwaltungen der Parlamentarische 

rat feierlich eröffnet. Bei diesem festakt sprachen der 

nordrhein-westfälische ministerpräsident karl arnold (cDu) 

als Gastgeber sowie der hessische ministerpräsident christian 

stock (sPD) in seiner eigenschaft als Vorsitzender der minis-

terpräsidentenkonferenz. Beide stellten die historische 

Bedeutung des augenblicks heraus und schauten kritisch auf 

die unheilvolle jüngste deutsche Vergangenheit – die zeit 

des nationalsozialismus – zurück. 
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konStituierung in der pädagogiSchen akadeMie  

aM 1. SepteMBer 1948

nach dem festakt konstituierte sich der Parlamentarische rat in der 

Pädagogischen akademie. als ältestes ratsmitglied eröffnete der  

73-jährige adolf schönfelder (sPD) die sitzung, auf der konrad adenauer 

(cDu) zum Präsidenten gewählt wurde. Bereits in den tagen vor konstitu-

ierung des Parlamentarischen rates war in interfraktionellen Gesprächen 

entschieden worden, den langjährigen kölner Oberbürgermeister und 

Vorsitzenden des Preußischen staatsrates, adenauer, zum Präsidenten 

des Parlamentarischen rates zu wählen, während die sPD den vermeint-

lich viel einflussreicheren Vorsitz im hauptausschuss für ihren fraktions-

vorsitzenden carlo schmid erhalten sollte. erst viel später wurde deutlich, 

dass adenauer seine tätigkeit geschickt nutzte und sich nicht auf die 

leitung der wenigen Plenarsitzungen beschränkte, sondern repräsenta-

tive aufgaben wahrnahm und nicht zuletzt durch seine Verhandlungen 

mit den alliierten auch in der Öffentlichkeit große resonanz auf sein 

Wirken als Präsident erhielt.

noch bevor die fachausschüsse die einzelnen abschnitte des Grundge-

setzes berieten, wurde auf Wunsch der sPD die arbeit am Grundgesetz 

mit einer öffentlichen Generaldebatte im Plenum aufgenommen. hier 

sollten die ersten parteipolitischen forderungen zum Grundgesetz öffent-

lich gemacht werden. Die cDu/csu-fraktion war in dieser Debatte unter-

legen, denn sie hatte als eine pluralistische Partei mit einem starken 

katholischen und einem starken evangelischen mitgliederbestand zu 

zentra len fragen der Grundgesetzarbeit wie der Gestaltung der länder-

kammer und der finanzverwaltung noch keine einhellige meinung herbei-

geführt. so nutzte der abgeordnete carlo schmid (sPD) die am 8. und  

9. september 1948 geführte Plenardebatte, um die großen verfassungs-

rechtlichen traditionen in Deutschland seit 1848/49 herauszustellen und 

insbeson dere das Wirken der sozialisten und späteren sozialdemokraten 

sowie die interessen seiner Partei zu erläutern. Die militärgouverneure, 

die kein Parteiengezänk, sondern sachbezogene arbeit am Grundgesetz 

wollten, waren über die ebenfalls stark parteipolitisch geprägte Plenar-

debatte am 22. september 1948 empört und hatten in einem schreiben  

an Präsident adenauer am 29. september 1948 ausdrücklich an die fest - 

gesetzten aufgaben des Parlamentarischen rates – ein Grundgesetz zu 

erarbeiten – erinnert. adenauer bezog Position; er entgegnete, dass der 

Feierliche Eröffnung des Parlamentarischen Rates im Museum Koenig am  
1. September 1948: Ansprache des nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten 
Karl Arnold (CDU).

Quelle: Erna Wagner-Hehmke /Hehmke-Winterer, Düsseldorf; Stiftung Haus der  
Geschichte, Bonn.

Konstituierende Sitzung des Parlamentarischen Rates in der Pädagogischen  
Akademie in Bonn am 1. September 1948: Konrad Adenauer (CDU) unmittelbar  
vor seiner Wahl zum Präsidenten des Parlamentarischen Rates.

Quelle: Erna Wagner-Hehmke /Hehmke-Winterer, Düsseldorf; Stiftung Haus  
der Geschichte, Bonn.
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Parlamentarische rat wenn erforderlich jederzeit wieder politisch stel-

lungnahme beziehen würde, auch wenn sie über den engeren rahmen 

der Grundgesetzarbeit hinausginge. adenauer wusste, dass er nur ein 

starker Parlamentspräsident sein würde, wenn auch der Parlamentarische 

rat ein starkes Parlament ist. Deshalb galt es, alles zu vermeiden, was 

den eindruck erwecken würde, in Bonn würde Verfassungsschöpfung 

unter Besatzungsherrschaft erfolgen.

ausschussarBeit

in der Plenarsitzung am 9. september 1948 beriefen die 

abgeordneten sechs fachausschüsse des Parlamentarischen 

rates ein. allen ausschüssen kam zugute, dass unter aus-

schluss der Öffentlichkeit beraten werden konnte. Die ergeb-

nisse der fachausschussarbeit sollten im hauptausschuss 

– im Beisein von Pressevertretern – zu einem stringenten 

Gesamtentwurf zusammengefasst werden. am 15. septem-

ber 1948 konstituierten sich: 

1. ausschuss für Grundsatzfragen,

2.  ausschuss für Organisation des Bundes sowie  

Verfassungsgerichtshof und rechtspflege,

3. ausschuss für zuständigkeitsabgrenzung,

4. ausschuss für finanzfragen,

5. ausschuss für Wahlrechtsfragen,

6. ausschuss für das Besatzungsstatut.

Die Bildung einiger ausschüsse war problematisch: Das 

Wahlrecht war nicht Bestandteil eines zukünftigen Grund-

gesetzes und fiel somit aus sicht der alliierten militärgouver-

neure wie der ministerpräsidenten nicht in die Obliegen-

heiten des Parlamentarischen rates. trotzdem wurde der 

ausschuss für Wahlrechtsfragen gebildet. Das von ihm 

entworfene Wahlgesetz für den ersten Deutschen Bundestag 

wurde jedoch von den ministerpräsidenten in einer – in 

bedeutenden Punkten – überarbeiteten form verabschiedet 

(u. a. wurde die vom Parlamentarischen rat zuvor abge-

lehnte fünf-Prozent-sperrklausel eingefügt). 

Konstituierende Sitzung des Parlamentarischen Rates in der Pädagogischen  
Akademie in Bonn am 1. September 1948: Vorne Stenographen; in der ersten  
Reihe vor der Fensterfront sitzen ranghohe Offiziere der Besatzungsmächte.

Quelle: Erna Wagner-Hehmke /Hehmke-Winterer, Düsseldorf; Stiftung Haus  
der Geschichte, Bonn.
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ebenfalls umstritten war die Bildung des ausschusses für finanzfragen. 

er sollte nach ersten Plänen – wie auch auf dem Verfassungskonvent  

in herrenchiemsee – mit dem ausschuss für zuständigkeitsfragen zusam-

mengelegt werden. Doch wünschte insbesondere adenauer, nicht jede 

angelegenheit erst unter dem aspekt der finanzfragen zu betrachten. 

Offensichtlich bestand bei manchen abgeordneten das Verlangen, schon 

bei der frage der zuständigkeit von Bund und ländern die finanzverwal-

tung gleich mitzubehandeln. Weil jedoch im ausschuss für die Organisation 

des Bundes die frage nach einer länderkammer (Bundesrat/senat) 

ungeklärt blieb, kamen auch die Verhandlungen im finanzausschuss nicht 

voran. Denn je nachdem wie umfangreich die zugeständnisse an die 

länder sein würden, sollten dafür andere Politikbereiche und die steuer-

hoheit dem Bund überlassen werden. Der finanzausschuss entschied  

sich schließlich gemeinsam mit den meisten seiner sachverständigen für 

eine Bundesfinanzverwaltung. letztlich war es das alliierte Veto, das  

die mühsam zwischen cDu/csu und sPD ausgearbeiteten kompromisse 

zur finanzverwaltung scheitern ließ.

Geradezu „arbeitslos” war der ausschuss für das Besatzungsstatut. 

Dieses mit engagierten Politikern besetzte Gremium wollte die von den 

alliierten zugesicherte anhörung vor Verabschiedung des angekündigten 

Besatzungsstatuts vornehmen. Doch die militärgouverneure ließen mit 

dem entwurf für das Besatzungsstatut lange auf sich warten, da sich die 

Verhandlungen auch unter den alliierten als schwierig erwiesen. erst als 

die ausarbeitung des Besatzungsstatuts auf regierungskommissionen 

übertragen wurde, wurden fortschritte erzielt. als dann endlich im  

april 1949 das Besatzungsstatut vorlag, konnte der ausschuss den ferti-

gen text nur noch zur kenntnis nehmen und allenfalls kommentieren, 

jedoch keine änderungswünsche mehr vortragen. Bis dahin beschäftigte 

sich der ausschuss mit fragen der zukünftigen Besatzungskosten, die – 

wie festgestellt wurde – kaum annähernd ermittelbar waren.

strittiGe inhalte

Die arbeit in den meisten ausschüssen konnte nahezu bis 

ende des Jahres 1948 abgeschlossen werden und verlief 

insgesamt reibungslos und wenig problematisch. selbstver-

ständlich gab es in allen ausschüssen schwierigkeiten, die 

konträren meinungen von cDu/csu und sPD zusammenzu-

bringen. so wurden parallel zur ausschussarbeit – wie im 

fall der Präambel – interfraktionelle Gesprächskreise ein-

gesetzt, in denen zumeist von den fraktionsführern und 

besonders sachkundigen abgeordneten mehrheitsfähige 

kompromisse ausgearbeitet wurden.

unübersehbar sind die von zahlreichen interessenverbänden 

unterbreiteten eingaben. allen Verbänden und lobbyisten 

war an einer Wahrung bisheriger oder früherer Privilegien 

gelegen. so waren ihre Vorschläge für die gesamte Grund-

gesetzberatung im Parlamentarischen rat meist wenig 

hilfreich. Die Wünsche berufsständischer Verbände blieben 

entweder unberücksichtigt oder fanden über abgeordnete 

sowieso eingang in das Grundgesetz.
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elternrecht und kirchenartikel

Die frage des elternrechts zählte zu den großen themen im Parlamen-

tarischen rat, an denen ideologische und weltanschauliche unterschiede 

deutlich zutage traten, und die deswegen erst unmittelbar vor der Ver-

abschiedung des Grundgesetzes im mai 1949 nach langwierigen Verhand-

lungen in interfraktionellen Besprechungen entschieden wurden. Das 

elternrecht sollte nach forderungen der cDu/csu über das recht des 

staates auf die erziehung und ausbildung der kinder gestellt werden. an 

das elternrecht war insbesondere die freie Wahl der schulform geknüpft, 

was wiederum zur folge hatte, dass außer einer einheitlichen staatlichen 

schulform auch Privatschulen und damit auch so genannte Bekenntnis-

schulen in kirchlicher trägerschaft zugelassen werden mussten. schon die 

Behandlung des elternrechts im ausschuss für Grundsatzfragen führte  

zu stellungnahmen und Gesprächen zwischen Vertretern der beiden 

großen christlichen konfessionen und Delegierten des Parlamentarischen 

rates im Dezember 1948. im ausschuss engagierten sich für das eltern-

recht insbesondere die katholischen cDu-abgeordneten, namentlich 

helene Weber und adolf süsterhenn. ihr „intellektueller Gegenspieler” 

war theodor heuss (fDP), der die lobbyarbeit der katholischen und 

evangelischen kirchenvertreter als „Wichtigtuerei, die weit über das maß” 

hinausgehen würde, abtat. nachdem die abgeordnete Weber deutlich 

formulierte: „Die erziehung der kinder ist das natürliche recht und die 

oberste Pflicht der eltern”, wollte die cDu/csu-fraktion – vermutlich 

nach rücksprache mit dem münchener kardinal michael von faulhaber – 

im einvernehmen mit der DP eine reihe von weiteren Grundrechtsartikeln 

einbringen. Darin sollten das recht auf leben und der schutz der ehe 

sowie eine regelung des Verhältnisses von staat und kirche enthalten 

sein. Die sPD wollte auf einen artikel zum elternrecht verzichten und 

eine Beschränkung auf die „klassischen Grundrechte”. Deswegen suchte 

die cDu/csu ein Vermittlungsgespräch mit der fDP im november 1948. 

eine Verständigung zeichnete sich lediglich in der frage des Grundrechts 

auf schutz der ehe und familie ab, das theodor heuss (fDP) mit zustim-

mung der sPD um den mutterschutz und den schutz des unehelichen 

kindes erweitert sehen wollte. ab februar 1949 wurden die elternrechte, 

die schulfrage und die frage, ob die staatlichen schulen einen konfessio-

nellen religionsunterricht anbieten müssen (später art. 6, 7, 140 und 

141 Grundgesetz), unter großer anteilnahme der Öffentlichkeit in inter-

fraktionellen Gremien, im hauptausschuss und im Plenum behandelt. 

heuss machte schließlich den Vorschlag, die staatsrechtliche einbindung 

der kirchen schlicht aus der Weimarer Verfassung zu übernehmen. Diese 

anregung wurde als minimalkonsens beschlossen. Die artikel 136 bis 139 

und 141 der reichsverfassung von 1919, die in einzelnen formulierungen 

auf die Verfassung der Paulskirche von 1848 zurückgingen, umfassten 

insbesondere den schutz der freiheit des Bekenntnisses und der freien 

religionsausübung, die anerkennung der kirchlichen selbstverwaltung, 

den schutz der kirchlichen Vermögensrechte, die sonntagsruhe sowie die 

Garantie der anstaltsseelsorge.

SenatS- oder BundeSratSprinzip?

Von den einzelnen Organen des Bundes war der Bundestag nahezu unpro-

blematisch. Die abgeordneten waren sich darüber einig, dass er ebenso 

wie der frühere reichstag aus unmittelbaren, allgemeinen und geheimen 

Wahlen hervorgehen und – auch durch seine nennung an erster stelle 

herausgehoben – der eigentliche repräsentant der deutschen Demokratie 

sein sollte. schon der herrenchiemseer konvent war davon ausgegangen, 

dass in der form des Bundestags ein echtes Parlament zu schaffen sei, 

welches unmittelbar vom deutschen Volk und nicht von den landtagen 

gewählt werden sollte. Dieses Parlament sollte den hauptanteil an der 

Gesetzgebung erhalten, die regierung sollte von ihm abhängig sein und 

schließlich sollte es bei der Wahl des Bundespräsidenten mitwirken. 

Plenarsitzung: Paul Löbe (SPD), Theodor Heuss (FDP) und  
Hans-Christoph Seebohm (DP) (v. l. n. r.).

Quelle: Erna Wagner-Hehmke /Hehmke-Winterer, Düsseldorf; Stiftung Haus  
der Geschichte, Bonn.
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hingegen war die frage einer länderkammer bis in das frühjahr 1949 

umstritten und konnte im fachausschuss nicht geklärt werden. Die sPD 

hatte am 21. Oktober 1948 durch den abgeordneten rudolf katz das 

senatsprinzip entwickelt, aber auch die entscheidung für einen Bundesrat 

nicht grundsätzlich abgelehnt. hingegen sprachen sich die cDu, zentrum 

und Deutsche Partei für den Bundesratsgrundsatz aus. Der Vorschlag 

konrad adenauers vom 10. november 1948, die länderkammer als eine 

mischform von Bundesrat und senat zu gestalten, stieß hingegen auf 

ablehnung, sogar bei einigen abgeordneten der cDu/csu. Dieser Vor-

schlag war übrigens der einzige inhaltliche Beitrag adenauers zum 

Grundgesetz – ansonsten hatte sich adenauer auf seine aufgaben als 

Präsident beschränkt und hier durch sein Verhandlungsgeschick mit den 

alliierten die aufmerksamkeit und die nötige reputation erhalten, um 

Bundeskanzler zu werden. Das ergebnis der teilweise recht dramatischen 

auseinandersetzungen über dieses in den Bonner Beratungen umstrit-

tenste Problem blieb schließlich doch ein reiner Bundesrat. allerdings 

konnte für ihn die volle Gleichberechtigung mit dem Bundestag nicht 

erreicht werden. auch der in der dritten lesung des hauptausschusses 

erzielte kompromiss, wenigstens für die wichtigsten, die Bundesinteressen 

berührenden Gesetzesvorlagen eine ausdrückliche zustimmung des 

Bundesrats zu verlangen, ließ sich im Verlauf der letzten Beratungen 

nicht halten.

FinanzVerwaltung

in fragen der finanzverwaltung standen die auffassungen der fraktionen 

diametral gegenüber. schon auf herrenchiemsee wurden folgende drei 

konzepte bzw. alternativen erwogen:

eine bundeseigene Verwaltung, �

eine landeseigene Verwaltung oder �

 eine finanzverwaltung, die nach Weisung des Bundes von einer   �

landesverwaltung zu führen sei (auftragsverwaltung).

eine entscheidung für eine der lösungen wurde bewusst dem Parlamenta-

rischen rat überlassen. hier traten sPD, fDP und das zentrum für eine 

Bundesfinanzverwaltung ein, während die DP unmissverständlich für eine 

landesfinanzverwaltung war. Die mehrheit der cDu war zwar „im herzen” 

für eine Bundesverwaltung, hat aber aus politischen Gründen mit den 

abgeordneten der csu für eine landesverwaltung gestimmt. für die 

csu-abgeordneten war es jedoch eine herbe enttäuschung, dass sich auch 

sachverständige mit cDu-Parteibuch für eine einheitliche Bundesfinanz-

verwaltung aussprachen. immerhin hatte sich die cDu/csu-fraktion im 

september 1948 auf gemeinsame Prinzipien zur finanzverfassung ver-

ständigt, die den sich abzeichnenden konzepten des finanzausschusses 

für eine Bundesfinanzverfassung entgegengestellt werden sollten:

kriegsfolgekosten einschließlich Besatzungsstatut und die folgekosten  �

aus den flüchtlingsproblemen sollten auf den Bund zukommen.

eine länderfinanzverwaltung sollte geschaffen werden. Dem Bund sollte �  

die einheitliche ausbildung der Beamten, ein mitspracherecht bei der 

ernennung der führungsspitzen und ein Weisungsrecht eingeräumt 

werden.

für die steueraufteilung war vorgesehen: �

  a)  zölle, Verbrauchsteuern, umsatzsteuer, Post und Bahn sollten  

an den Bund gehen;

  b) realsteuern sollten an die Gemeinden gehen;

  c)   die steuerfestsetzung der einkommen- und körperschaftsteuer 

sollte an den Bund gehen, die einnahmen jedoch an die länder 

mit Beteiligung des Bundes, ohne die jährlich festzusetzende 

Quote vorzugeben; eine Beteiligung der Gemeinden sollte even-

tuell ermöglicht werden;

  d)  die Biersteuer (ein tribut an Bayern) sollte den ländern über-

lassen bleiben;

  e)  die erbschaftsteuer sollte dem Bund und

  f)  die Vermögensteuer eventuell den ländern überlassen werden.

einen tag nachdem am 7. Oktober 1948 der finanzausschuss seinen 

artikelentwurf verabschiedet hatte, der dem Vorschlag der cDu/csu sehr 

nahe kam, beklagten Vertreter des französischen Verbindungsstabes die 

„zentralistische entwicklung”, die „alle ihre Befürchtungen” übertroffen 

hätte. unmissverständlich wiesen sie darauf hin, dass die militärgouver-

neure den Grundgesetzentwurf genehmigen müssten, aber auch ablehnen 

könnten. fortan war die finanzverfassung Gegenstand der Beratungen 

zwischen den abgeordneten des Parlamentarischen rates und den West-

alliierten.
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präaMBel

ein erster umständlicher Präambelentwurf des Parlamentarischen rates 

vom Oktober 1948 lautete:

„Die nationalsozialistische Zwingherrschaft hat das deutsche Volk seiner 

Freiheit beraubt; Krieg und Gewalt haben die Menschheit in Not und 

Elend gestürzt. Das staatliche Gefüge der in Weimar geschaffenen Repu-

blik wurde zerstört. Dem deutschen Volk aber ist das unverzichtbare 

Recht auf freie Gestaltung seines nationalen Lebens geblieben. Die 

Besetzung Deutschlands durch fremde Mächte hat die Ausübung dieses 

Rechtes schweren Einschränkungen unterworfen. Erfüllt von dem Willen, 

seine Freiheitsrechte zu schützen und die Einheit der Nation zu erhalten, 

hat das deutsche Volk (…) Abgeordnete zu dem auf den 1. September 

1948 nach Bonn einberufenen Parlamentarischen Rat entsandt, um eine 

den Aufgaben der Übergangszeit dienende Ordnung der Hoheitsgewalt  

zu schaffen und so eine neue staatliche Ordnung für die Bundesrepublik 

Deutschland vorzubereiten. Diese haben, unter Mitwirkung der Abgeord-

neten Groß-Berlins, getragen von dem Vertrauen und bewegt von der 

Hoffnung aller Deutschen, für das Gebiet, das sie entsandt hat, dieses 

Grundgesetz beschlossen. Das deutsche Volk in seiner Gesamtheit bleibt 

aufgefordert, in gemeinsamer Entscheidung und Verantwortung die 

Ordnung seiner nationalen Freiheit in der Bundesrepublik Deutschland  

zu vollenden.”

in der Öffentlichkeit wurde dieser von der sPD bevorzugte Präambelent-

wurf vernichtend beurteilt. an ihm fiel die starke Betonung der zerstö-

rung der demokratischen Ordnung durch den nationalsozialismus und die 

Besetzung durch „fremde mächte” auf. auch war durch spitzfindige 

formu lierungen die mitwirkung der länder an dem zustandekommen des 

Parlamentarischen rates ignoriert worden und der föderative charakter 

des zukünftigen Weststaates unerwähnt geblieben. zu recht konstatierte 

der chefredakteur des Bayerischen rundfunks, Walter von cube, schon 

am 16. Oktober 1948: „ich kenne keine Verfassungseinleitung, die mit 

größerem nachdruck den ihr folgenden inhalt entwertet”.

auf Drängen der cDu/csu-fraktion und der zentrumsfraktion nahm der 

Präambelentwurf am 16. november 1948 die anrufung Gottes („invocatio”) 

auf: „im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den menschen 

(…)”. es blieben nach zahlreichen änderungen in der Präambel die erklä-

rung zur gleichberechtigten mitarbeit in einem vereinten europa und die 

aufforderung an das gesamte deutsche Volk, „in freier selbstbestimmung 

die einheit und freiheit Deutschlands zu vollenden”. ein letztes mal stellte 

die sPD am 28. april 1949 die anrufung Gottes in der Präambel zur 

Diskussion. Der abgeordnete robert lehr (cDu) aber erklärte, dass die 

invocatio für die cDu/csu unverzichtbar sei. Der fDP-abgeordnete 

thomas Dehler vermittelte; er schlug die Präambelfassung mit invocatio 

vor, wie wir sie bis heute kennen und die erstmals am 21. februar 1949  

in den Grundgesetzentwürfen auftauchte.

koMpetenzenkatalog

hinsichtlich der aufteilung der kompetenzen zwischen Bund und ländern 

hatte der Verfassungskonvent von herrenchiemsee für den Bund die 

ausschließliche Gesetzgebungszuständigkeit in den Bereichen auswärtige 

angelegenheiten, staatsangehörigkeit, auslieferung, Passwesen und 

auswanderung, Währungs-, Geld- und münzwesen, maße und Gewichte, 

zoll und handel, Post- und fernmeldewesen sowie Bundesstatistik vorge-

schlagen. Diesen katalog ergänzte der ausschuss für zuständigkeitsabgren-

zung noch um die einzelbereiche Gewerblicher rechtsschutz, urheber- 

und Verlagsrecht sowie Bundeseisenbahn und luftverkehr. Verteidigungs-

fragen in dem von den alliierten demilitarisierten Deutschland wurden 

Der Präsident des Parlamentarischen Rates, Konrad Adenauer (CDU), im Gespräch 
mit dem Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion, Dr. Anton Pfeiffer. 

Quelle: Erna Wagner-Hehmke /Hehmke-Winterer, Düsseldorf; Stiftung Haus  
der Geschichte, Bonn.
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zwar ausführlich erörtert, um jedoch gegenüber den alliierten kein miss-

verständnis aufkommen zu lassen, wurde auf die formulierung eines 

entsprechenden Grundgesetzartikels verzichtet. 

auf eine Verankerung von Polizeikräften (Bundespolizei oder Bereitschafts-

polizei) im Grundgesetz wurde angesichts der erfahrungen mit der tota-

litären ns-Polizei zunächst verzichtet. Die csu lehnte auch die schaffung 

einer Bundeskriminalpolizei entschieden ab, weil ihr eine Verbrechensver-

folgung über die landesgrenzen hinaus aufgrund von länderabsprachen 

als ausreichend erschien. erst am 5. mai 1949 wurde lediglich die errich-

tung einer „zentralstelle für Verfassungsschutz” beschlossen, nachdem 

die alliierten in ihrem „Polizeibrief” vom 14. april 1949 mitgeteilt hatten, 

dass sie sich eine Genehmigung von Bundespolizeibehörden für spätere 

zeiten vorbehalten würden.

ähnlich problematisch war die erstellung eines katalogs der Vorranggesetz-

gebung. Darin wurden Bereiche aufgeführt, in denen Bundesrecht grund-

sätzlich Vorrang vor landesrecht eingeräumt werden sollte. Der umfang 

des katalogs der Vorranggesetzgebung hing jedoch davon ab, inwieweit 

die länder an der Willensbildung in der zweiten kammer (dem späteren 

Bundesrat) beteiligt werden würden. Grundsätzlich wollten die abgeord-

neten dem Bund weitgehenden Vorrang zubilligen, doch mussten im 

Gegenzug die länder an der entstehung von Bundesgesetzen und an 

deren Vollziehung umfassender beteiligt werden. 

in der frage der anwendung der Vorranggesetzgebung durch den Bund 

forderten die alliierten in einem memorandum vom 2. märz 1949 (siehe 

dazu s. 47), dass die länder die Gesetzgebung behalten sollten, „außer 

wenn es offenbar für ein einziges land unmöglich ist, wirksame Gesetze 

zu erlassen, oder wenn solche Gesetze, falls erlassen, den rechten oder 

interessen anderer länder schädlich wären”. Der Bund sollte das recht 

erhalten, die nötigen und angemessenen Gesetze zu erlassen, wenn  

„die interessen der verschiedenen länder offenbar, unmittelbar und im 

ganzen berührt sind”. Daraufhin wurde jener spätere artikel 72 des 

Grund gesetzes geschaffen, in dem den ländern die Befugnis zur Gesetz-

gebung zugewiesen wurde, „solange und soweit der Bund von seinem 

Gesetz gebungsrecht keinen Gebrauch macht”.

eine aussprache um die ausführung der Bundesgesetze und über die 

Bundesverwaltung wurde aufgeschoben, solange ungeklärt war, welchen 

umfang die länderbeteiligung im Bundesrat erreichen würde. Bei der 

cDu/csu war klar: Je größer die kompetenz des Bundes sein würde, 

umso stärker sollten die länder an der Durchführung der Gesetze und 

der Verwaltung beteiligt werden. 

BundeSpräSident

Bis gegen ende des Jahre 1948 war nicht klar, ob und wie das amt des 

Bundespräsidenten ausgestattet werden sollte. angesichts des bestehen-

den Besatzungsrechts in Deutschland und des provisorischen charakters 

des Grundgesetzes hatte die sPD auf die Besetzung des amtes des 

Bundespräsidenten verzichten wollen und vorgeschlagen, dessen funktion 

vorläufig durch den Präsidenten des Bundestags ausüben zu lassen. Dem 

stand die fassung des entwurfes von herrenchiemsee entgegen, nach der 

von Bundesrat und Bundestag für fünf Jahre ein Bundespräsident gewählt 

werden sollte, der weder dem Bundestag noch dem Bundesrat angehören 

noch an der Bundesexekution mitwirken durfte und dem auch kein not-

verordnungsrecht zustand. Bis zu Beginn des Jahres 1949 blieb auch offen, 

ob die politische Gestaltungsmacht in Deutschland dem Bundes präsi den ten 

oder dem Bundeskanzler zugesprochen werden sollte. führende mitglie der 

der sPD hatten deswegen mitte Dezember 1948 konrad adenauer als 

Präsident des Parlamentarischen rates einen miss trauensantrag entgegen-

gebracht, um diesen „endgültig” als möglichen kandidaten für den Posten 

des zukünftigen Bundespräsidenten auszuschalten.

wahlrecht

sPD, fDP, zentrum und kPD sprachen sich für das Verhältniswahlrecht 

aus. Beim Verhältniswahlrecht dominiert das ziel, allen im Volk vorhan-

denen politischen richtungen gemäß ihrem stimmenanteil eine entspre-

chende Vertretung im Parlament zu ermöglichen. Während beim mehr-

heitswahlrecht die zu wählenden Persönlichkeiten im Vordergrund stehen, 

kommen beim Verhältniswahlrecht Parteien, d. h. politische richtungen 

und Weltanschauungen, stärker zum tragen. Je größer die Wahlkreise sind, 

umso eher haben splitterparteien chancen, in einem Parlament vertreten 

zu sein. so spiegeln Verhältniswahlen die politischen strömungen wider, 

doch kann die Vielfalt der Parteien die Willensbildung in einem Gremium 

und damit auch eine regierungsbildung erschweren, ja sogar unmöglich 

machen. 
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cDu/csu und DP votierten für das mehrheitswahlrecht. Beim mehrheits-

wahlrecht wird zwischen relativem und absolutem mehrheitswahlrecht 

differenziert. Der unterschied besteht darin, dass bei einem relativen 

mehrheitswahlrecht in ein Parlament gewählt ist, wer in einem Wahlgang 

als kandidat die meisten stimmen erhält (so z. B. in Großbritannien und 

in den usa). Demgegenüber ist bei der absoluten mehrheitswahl der 

gewählt, der mehr als 50 Prozent der stimmen in einem Wahlkreis erhält. 

Dabei bedarf es oft eines zweiten Wahlganges, wenn im ersten Wahlgang 

kein kandidat die absolute mehrheit erreicht. im zweiten Wahlgang kann 

entweder eine stichwahl zwischen den beiden erfolgreichsten kandidaten 

des ersten Wahlganges erfolgen (so in frankreich), oder der zweite Wahl-

gang kann eine freie kandidatenaufstellung und in diesem fall die ent-

scheidung mit relativer mehrheit vorsehen. eine mehrheitswahl begünstigt 

ein zweiparteiensystem und schafft eine verhältnismäßig stabile regie-

rung, da die kleineren Parteien kaum eine chance haben, ihre kandidaten 

in ein Parlament wählen zu lassen. Bei dem absoluten mehrheitswahlsys-

tem besteht theoretisch sogar die möglichkeit, dass eine Partei in allen 

Wahlbezirken mit 51 Prozent siegen könnte und ihr dann alle mandate in 

einem Parlament zufallen könnten. Das stimmengewicht der Wähler wäre 

ungleich auf die mandate aufgeteilt. erst im mai 1949 einigten sich die 

mitglieder des Parlamentarischen rates auf ein personalisiertes Verhältnis-

wahlrecht.

einGreifen Der alliierten  
in Den VerhanDlunGsVerlauf Des 
Parlamentarischen rates

In der 11. Plenarsitzung am 10. Mai 1949 wurde in dem mit Pflanzen  
geschmückten Plenarsaal Bonn als Sitz der Bundesorgane festgelegt und  
das Wahlgesetz beschlossen.

Quelle: Erna Wagner-Hehmke /Hehmke-Winterer, Düsseldorf; Stiftung Haus  
der Geschichte, Bonn.

alliierte VerBindungSBüroS in Bonn

Die Beziehungen zwischen dem Parlamentarischen rat und 

den westalliierten militärregierungen in Deutschland standen 

von Beginn an unter dem Diktum, dass die militärgouverneure 

den Grundgesetzentwurf genehmigen würden. Deswegen ver-

folgten die alliierten Westmächte das Geschehen in Bonn aufs 

Genaueste und boten schon in den frankfurter Dokumen ten 

an, den Parlamentarischen rat zu „unterstützen”. um stärker 

einfluss auf die arbeit im Parlamentarischen rat zu nehmen, 

errichteten sie in Bonn eigene Verbindungsbüros. hierhin luden 

sie die Vertreter verschiedener fraktionen und Parteien ein. 

Präsident adenauer hatte nicht ohne Grund im Dezember 1948 

beklagt, dass „bei den Verbindungsstäben hier, fast kann man 

sagen, morgens, mittags und abends” abgeordnete des Parla-

mentarischen rates anzutreffen seien. ferner führte er in einer 

Pressekonferenz aus: „Bei den Ver bindungsstäben sprechen 

sie doch nur über diese in arbeit befindliche sache. Da ziehe 

ich es vor, dass eine Delegation des Parlamentarischen rates 

von zeit zu zeit mit den Gouver  neuren selbst rücksprache 

nimmt und nicht mit den Offizieren der Verbindungsstäbe bei 

so und so vielen cocktails da zu reden. (…) Das halte ich für 

unwürdig, sich dort aushorchen zu lassen.”
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Die alliierten Verbindungsbüros waren nicht nur mit militärs besetzt; zu 

den mitarbeitern zählten auch Diplomaten und Beamte verschiedener 

ministerien, die im Verbindungsbüro ihren Dienst versahen. zu ihnen zähl - 

ten u. a. auf amerikanischer seite hans simons (1893 bis 1972), dessen 

Vater Walter simons 1920/21 parteiloser außenminister des Deutschen 

reiches war, und James William riddleberger (1904 bis 1982), der später 

amerikanischer Botschafter in Belgrad, athen und Wien wurde. Das briti-

sche Verbindungsbüro leitete roland alfred aime chaput de saintonge 

(*1912), der bis 1973 im diplomatischen Dienst Großbritanniens stand 

und wiederholt mit deutschlandpolitischen aufgaben betraut wurde. Dem 

französischen Verbindungsbüro gehörten u. a. Jean Victor sauvagnargues 

(1915 bis 2002), der spätere französische außenminister (1974 bis 1976), 

und françois seydoux (1905 bis 1981), der 1958 bis 1962 und 1965 bis 

1970 französischer Botschafter in der Bundesrepublik Deutschland war, an. 

erstmals wiesen die alliierten in dem bereits erwähnten schreiben vom 

29. september 1948 die abgeordneten des Parlamentarischen rates 

darauf hin, sich auf ihre arbeit – die abfassung des Grundgesetzes – zu 

beschränken, statt für die westdeutschen Besatzungsgebiete ein allge-

meinpolitisches mandat wahrzunehmen. Danach beklagten anfang Okto-

ber 1948 französische Vertreter die „zentralistische entwicklung” im 

Parlamentarischen rat. zu einem ersten eingreifen der alliierten kam es 

dann am 20. Oktober 1948: Die militärgouverneure hatten auf ihrer 

Besprechung am 16. Oktober 1948 in frankfurt auf Drängen eines fran-

zösischen Vertreters beschlossen, zu dem inzwischen vom finanzausschuss 

ausgearbeiteten entwurf einer zu starken Bundesfinanzverwaltung stel-

lung zu beziehen. nach alliierter sichtweise entsprach diese lösung nicht 

den Grundsätzen der londoner empfehlung.

Da Präsident adenauer wegen eines Verkehrsunfalls und seiner bevorste-

henden reise in die schweiz verhindert war, nahm am 20. Oktober 1948 

Vizepräsident adolf schönfelder (sPD) die erklärung der alliierten vom 

19. Oktober 1948 entgegen. schönfelder wies nach überreichung des 

memorandums in keinem Gremium des Parlamentarischen rates auf das 

memorandum hin, geschweige denn dass er den Wortlaut mitgeteilt hätte. 

Vermutlich aufgrund einer rücksprache mit Parteifreunden der sPD ging 

schönfelder zur tagesordnung über, um nicht den eindruck zu erwecken, 

der Parlamentarische rat folge den Vorgaben der alliierten. lediglich 

hermann höpker aschoff (fDP), der Berichterstatter des finanzausschusses, 

dem der amerikanische Verbindungsoffizier hans simons das memoran-

dum später erläuterte, reagierte indirekt in seiner Plenarrede am  

21. Oktober 1948 auf die erklärung. er versuchte, die alliierten Bedenken 

zu zerstreuen und betonte den föderalistischen charakter der finanzver-

fassung. adenauer, an den das schreiben der alliierten vom 19. Oktober 

1948 gerichtet war, erfuhr erst zwei Wochen nach aushändigung offiziell 

von dem memorandum. er bestellte daraufhin Vertreter des amerikani-

schen und britischen Verbindungsstabes zu sich, um aus erster hand 

über den inhalt des memorandums informiert zu werden.

alliierte: Mehr FöderaliSMuS 

Die enttäuschung über die art und Weise, wie mit der erklärung im 

Parlamentarischen rat umgegangen wurde, bestärkte die militärgouver-

neure auf ihrer gemeinsamen sitzung am 16. november 1948, eine neue 

und deutlicher formulierte stellungnahme abzufassen. Diese sollte inhalt-

lich dem bisher geheim gehaltenen anhang zu den londoner empfeh-

lungen entsprechen. um die übergabe des memorandums diplomatisch 

vorzubereiten, informierte der britische General robertson am 18. novem-

ber 1948 Präsident adenauer über diese absicht. in diesem Gespräch 

drängte adenauer darauf, bei der übergabe des memorandums allen 

anschein zu vermeiden, die alliierten würden Druck auf den Parlamen-

tarischen rat ausüben. so wurde vereinbart, dass das memorandum 

nicht überreicht, sondern vorgelesen werden sollte, damit es von einem 

deutschen stenographen mitgeschrieben werden könne.

als mitglieder der alliierten Verbindungsstäbe am 21. november 1948 

wegen der Vereinbarung eines übergabetermins mit adenauer in kontakt 

traten, lehnte adenauer eine übergabe in den Verbindungsbüros zu-

nächst ab. erst der amerikanische Verbindungsoffizier simons konnte 

adenauer dazu bewegen, im britischen Verbindungsbüro zu erscheinen. 

als die alliierten vereinbarungsgemäß das memorandum am 22. november 

1948 vorgelesen hatten und adenauer den text überreichen wollten, 

weigerte sich dieser, das Dokument entgegenzunehmen. erst auf Drängen 

von simons und seiner ankündigung einer umgehend beabsichtigten 

Publizierung des memorandums in der Presse nahm adenauer den text 

entgegen. adenauers taktieren war offensichtlicher ausdruck seines 

unwillens, von den alliierten irgendwelche Weisungen anzunehmen.

Das memorandum vom 22. november 1948 enthielt wenig überraschen-

des. im Wesentlichen wurden die forderung nach einer zweiten kammer 
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zur Wahrung der länderinteressen sowie die eingeschränkten Befugnisse 

von exekutive und Bund (insbesondere im Bereich der finanzen) deutlich 

herausgestellt. Damit kam das memorandum unbeabsichtigterweise und 

zugleich unvermeidlich den Positionen der cDu/csu-fraktion entgegen. 

neu war im memorandum die dezidierte forderung nach einem entpoliti-

sierten Beamten. ausdrücklich wollten die alliierten dem Parlamentarischen 

rat nicht mit einem Diktat kommen, deuteten aber unmissverständlich 

darauf hin, dass sie den gesamten Grundgesetzentwurf schließlich geneh-

migen müssten.

tatsächlich lag bisher kein homogener Grundgesetzentwurf vor. erst am 

11. november 1948 war mit der ersten lesung des Grundgesetzentwurfes 

im hauptausschuss begonnen worden. Darüber hinaus war in einigen 

ausschüssen die arbeit noch nicht abgeschlossen, so dass für mitte Dezem-

ber mit dem abschluss der zweiten lesung zu rechnen war. Danach war 

ein zuverlässiger Gesamteindruck über das zukünftige Grundgesetz möglich. 

Doch die arbeit sollte sich weiter hinauszögern.

„frankfurter affäre” ODer  
„fall aDenauer”?

Während das alliierte memorandum vom 22. november 1948 

von abgeordneten aller Parteien als ein massiver eingriff in 

die Grundgesetzarbeit gewertet wurde, überlegte adenauer, 

wie er die abgeordneten von der notwendigkeit eines mit 

robertson am 18. november 1948 vereinbarten zusammen-

treffens mit den militärgouverneuren überzeugen könnte. 

Denn es galt auf alle fälle den eindruck zu vermeiden, dass 

die abgeordneten zur entgegennahme weiterer anordnungen 

mit den militärgouverneuren zusammenkommen würden. 

adenauer trug deswegen zumeist in interfraktionellen Be-

sprechungen, im ältestenrat und in privaten Gesprächen diese 

idee vor, wobei er nicht deutlich genug machte, ob nun die 

alliierten oder er selbst um das Gespräch nachgesucht hätten. 

adenauer jedenfalls wollte nur einer Brüskierung des Parla-

mentarischen rates durch eine mögliche ablehnung des 

Grund gesetzes durch die alliierten entgegenwirken, indem  

er die militärgouverneure frühzeitig gesprächsweise in die 

arbeit am Grundgesetz einbezog. Geschickt trug adenauer 

während einer Beratung über das Besatzungsstatut am  

2. Dezember 1948 im ältestenrat seine idee zu einem  

Gedankenaustausch mit den militärgouverneuren vor und 

bat danach nun auch offiziell die Generäle um ein Gespräch.
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am 16. und 17. Dezember 1948 kam es zu gemeinsamen Besprechungen 

einer Delegation des Parlamentarischen rates und den militärgouverneu-

ren in frankfurt, an die wohl von allen seiten hohe erwartungen geknüpft 

wurden. in seiner ansprache am 16. Dezember 1948 hatte adenauer u. a. 

auf die auch den Besatzungsmächten hinlänglich bekannten meinungsun-

terschiede zwischen sPD und cDu/csu in den Bereichen kulturelle fragen, 

länderkammer und finanzverwaltung hingewiesen. Wohl aus enttäu-

schung über den Verlauf des Gesprächs, in dem die militärgouverneure 

wider erwarten keinerlei angaben zum Besatzungsstatut machten, und vor 

allem aufgrund einer unglücklich formulierten Pressemeldung, der zufolge 

adenauer die militärgouverneure zu den strittigen Punkten um auskunft 

gebeten hätte, warfen schon am 16. Dezember 1948 mitglieder von sPD, 

fDP und DP dem Präsidenten des Parlamentarischen rates vor, er habe 

die militärgouverneure zu schiedsrichtern in den kontrovers diskutierten 

fragen anrufen wollen und die Besprechung genutzt, die Positionen der 

cDu/csu, die im Bereich länderkammer und landesfinanzverwaltung mit 

den forderungen der alliierten übereinstimmten, bestätigen zu lassen.

seitens der sPD wurde adenauer als Delegationsleiter, jedoch nicht als 

Präsident, das misstrauen ausgesprochen, gegen das sich adenauer noch 

vor Beginn der Weihnachtsferien in einer Pressekonferenz zur Wehr setzte. 

Der daraufhin entbrannte streit, in den sich neben der sPD auch die  

fDP und die kPD einbrachten, legte bis anfang Januar 1949 die gesamte 

Grundgesetzarbeit im Parlamentarischen rat lahm. in den jeweiligen 

Parteiorganen warfen sich insbesondere sPD und cDu gegenseitig „natio-

nalen Verrat” und parteipolitisches taktieren auf kosten einer sachlichen 

Grundgesetzarbeit vor. erst nach der aussprache im ältestenrat am  

4. und 5. Januar 1949 konnte die arbeit fortgesetzt werden. Der politi-

sche Gegner, der die „frankfurter affäre” als „fall adenauer” bezeichnete, 

beabsichtigte offensichtlich, adenauer als maßgeblichen Politiker in der 

zukünftigen Bundesrepublik Deutschland von vornherein zu diskreditieren; 

doch dies gelang nicht.

Die suche nach einem kOmPrOmiss 
unD Das VetO Der alliierten

seit Dezember 1948 bemühten sich die mitglieder des haupt-

ausschusses um einen kompromiss in den fragen zur kultur, 

länderkammer und finanzverwaltung. er kam auch nach ab - 

schluss der zweiten lesung im hauptausschuss im Januar 1949 

nicht zustande. nach der „frankfurter affäre” war es adenauers 

Verdienst und seine aufgabe, neue impulse zur zusammenarbeit 

der fraktionen zu geben. mit der einberufung des interfraktio-

nellen fünferausschusses am 26. Januar 1949 war ein Gremium 

eingerichtet worden, in das von den fraktionen bevollmächtigte 

Politiker die notwendigen einigungen in den offenen fragen 

herbeiführen sollten. Diesem fünferausschuss gehörten an: 

heinrich von Brentano (cDu), theophil kaufmann (cDu), Walter 

menzel (sPD), carlo schmid (sPD) sowie hermann schäfer 

(fDP), der je nach thema von den fDP-abgeordneten theodor 

heuss, hermann höpker aschoff oder thomas Dehler vertreten 

wurde. adenauer selbst übernahm mehrfach den Vorsitz in 

diesem Gremium, das bis zum 28. Januar 1949 erste ergebnisse 

und am 5. februar 1949 einen ausformulierten entwurfstext zu 

den bisher umstrittenen Grundgesetzartikeln vorlegte.

auf dieser Grundlage erfolgte vom 8. bis 10. februar 1949 die 

dritte lesung im hauptausschuss, dessen Grundgesetzentwurf 

gemeinsam mit dem memorandum des fünferausschusses 

über den föderativen charakter des Grundgesetzentwurfes den 

alliierten zugesandt wurde.



46 47

handlanger SowjetiScher intereSSen in Bonn

Die arbeit des Parlamentarischen rates stand unter dem Damoklesschwert 

der weltpolitischen lage, dem „kalten krieg”. im konflikt zwischen den 

Westalliierten und der sowjetunion waren zwei Weltordnungen aufeinander 

geprallt, die einen permanenten „nicht-frieden” politisch-ideologisch, 

öko nomisch, kulturell und eben auch militärisch ausgtrugen. Die „Berlin-

Blockade” war der erste markstein auf dem Weg zur teilung der Welt.  

es war vorrangiges interesse der Westalliierten, möglichst bald die staat-

liche Ordnung im Westen Deutschlands zu konsolidieren, um so mit  

der zukünftigen Bundes republik Deutschland ein geeintes europa als ein 

geschlossenes Gebilde den sowjets entgegenzuhalten.

nachdem die abgeordneten des Parlamentarischen rates nach der 

„frankfurter affäre” die Beratungen zum Grundgesetz anfang des Jahres 

1949 wieder intensiviert hatten, wurden auch sie in besonderer Weise 

unmittelbar mit der sowjetischen interessenspolitik konfrontiert: am  

1. märz 1949 kam der Vorsitzende der gleichgeschalteten cDu in der 

sowjetischen Besatzungszone, Otto nuschke (1883 bis 1957), nach Bonn, 

um für die ziele der udssr zu werben, die die Gründung eines deutschen 

Weststaates verhindern wollte. Der zeitpunkt war nicht ungünstig. es gab 

Gerüchte, die sPD wollte ein von den alliierten „diktiertes” Grundgesetz 

ablehnen und damit jede weitere Verfassungsarbeit lahmlegen. Damit 

wäre aus sicht nuschkes die chance gegeben gewesen, die Gründung 

des Weststaates mit hilfe der sPD zu verhindern oder wenigstens emp-

findlich zu stören. Während also der sPD-fraktionsvorsitzende carlo 

schmid aus gutem Grund einem Gespräch mit Otto nuschke auswich, 

gelang dies adenauer nicht. adenauer ließ über das Gespräch mit nusch-

ke mitteilen, dass man über die arbeit des Parlamentarischen rates nicht 

gesprochen, nuschke ihn aber in die Ostzone eingeladen habe. im älte-

stenrat gab adenauer zu, dass nuschke von einer militärischen aktion 

der sowjet union sprach, wenn Berlin durch das Grundgesetz als Bundes-

land integriert und somit Berlins Vier-mächte-status verletzt werde.

wiederVereinigungSangeBot auS der SowjetiSchen 

BeSatzungSzone

Die Gründung der Bundesrepublik Deutschland zu verhindern war auch 

absicht des angebotes des Deutschen Volksrates in der ostdeutschen 

zone vom 7. mai 1949, gemeinsam mit dem Parlamentarischen rat und 

dem Wirtschaftsrat die Wiedervereinigung vorzunehmen. herbert  

Blankenhorn, adenauers referent, wies mit aller Deutlichkeit darauf hin, 

dass es sich bei dem Deutschen Volksrat nicht um eine deutsche und 

auch nicht um eine demokratische Vertretung handele, da er nicht aus 

rechtlich anzuerkennenden Wahlen hervorgegangen sei. Der rat werde 

von der seD gelenkt, die wiederum in enger Verbindung zur sowjetischen 

Besatzungsmacht stünde. es würden also den Delegierten des Parlamen-

tarischen rates und des Wirtschaftsrates mittelbar unterhändler sowjet-

russlands gegenüberstehen, nicht aber deutsche, durch demokratische 

Wahlen legitimierte Vertreter. Gegen die sowjetische Politik in Deutschland 

gebe es jedoch kein besseres abwehr mittel als das entstehen einer 

deutschen Bundesrepublik.

FünFerauSSchuSS und erneuteS eingreiFen der 

weStalliierten

insgesamt schien jetzt nach der einigung der Parteien im fünferausschuss 

der Weg zu einem abschluss der Grundgesetzarbeit frei. Doch die situ a-

tion täuschte: alliierte Pressesprecher ließen schon am 14. februar 1949 

verlauten, dass die Beschlüsse des fünferausschusses in „krassem Wider-

spruch” zu den alliierten empfehlungen vom 22. november 1948 stünden, 

was an dem fortbestehen der Bundesfinanzverwaltung, einer zu umfang-

reichen Vorranggesetzgebung der Bundesregierung und dem Beibehalt 

des Berufsbeamtentums ausgemacht wurde. Deswegen rieten auch die 

militärgouverneure in ihrem memorandum vom 17. februar 1949, der 

Parlamentarische rat möge berücksichtigen, dass die Prüfung des vorge-

legten Grundgesetzentwurfes terminliche Verzögerungen mit sich bringen 

würde.

erst am 2. märz 1949 hatten sich die militärgouverneure nach intensiven 

Beratungen zu einem memorandum entschieden, in dem sie teilweise aus- 

 formulierte artikel vorlegten. Die bisherige fassung des Grundgesetzes 

fand nicht ihre zustimmung, weil der von ihnen geforderte föderalismus 

zu wenig Berücksichtigung fand. Das war insbesondere auszumachen an 

der Behandlung der fragen der zuständigkeit des Bundes im Bereich der 

Gesetzgebung, der sicherung des staates (Polizeizuständigkeit), der 

finanz verwaltung des Bundes, dem Bundesfinanzausgleichsgesetz, der 

unabhängigkeit der Gerichte, der Verwaltungsbehörden des Bundes, des 

öffent lichen Dienstes, der neuumschreibung der ländergrenzen und der 

ein beziehung Berlins in den Bund. in einem eigenen memorandum überlie-
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ßen die militärgouverneure ferner ausdrücklich den ministerpräsidenten 

die zukünftige Gesetzgebung zur Wahl eines westdeutschen Parlaments.

Obwohl die ablehnende stellungnahme der alliierten zu erwarten war, 

zeigten sich abgeordnete aller fraktionen bestürzt über die zurückweisung 

des mühsam errungenen kompromisses des fünferausschusses.

SieBenerauSSchuSS Verhandelt Mit alliierten  

Finanzexperten

am 3. märz 1949 wurde der interfraktionelle siebenerausschuss einbe-

rufen, bestehend aus den mitgliedern des fünferausschusses, zu denen 

Johannes Brockmann (zentrum) und hans-christoph seebohm (DP) 

hinzukamen. Der neue ausschuss sollte das memorandum prüfen und – 

auf Vorschlag der militärgouverneure – mit alliierten finanzexperten in 

Verhandlungen treten. im Wesentlichen lehnte der siebenerausschuss das 

memorandum der alliierten vom 2. märz 1949 ab.

Die in den nächsten tagen bis mitte märz 1949 geführten Gespräche des 

siebenerausschusses mit den alliierten Verbindungsoffizieren und den 

finanzexperten der Besatzungsmächte verliefen zwar in angenehmer 

atmosphäre, brachten aber keinerlei annäherung in den umstrittenen 

fragen. auch die von den alliierten daraufhin gesuchten einzelgespräche 

mit den spitzenpolitikern der fraktionen verliefen ergebnislos.

parlaMentariScher rat Vor deM Scheitern?

Der schließlich vom siebenerausschuss vorgelegte Grundgesetzentwurf, 

der insbesondere einige von den alliierten falsch übersetzte Begriffe neu 

fasste, wurde am 25. märz 1949 von den Verbindungsoffizieren abgelehnt. 

Diese hatten nicht einmal mehr die militärgouverneure von dem neuen 

Grundgesetzentwurf amtlich in kenntnis gesetzt, weil der neue entwurf 

deren forderungen immer noch nicht berücksichtigte.

Die ablehnung führte zu resignation bei den abgeordneten und den 

Parlamentarischen rat in eine schwere krise. erst die nach Washington 

für anfang april einberufene außenministerkonferenz ließ hoffen, dass 

von dort ein signal kommen könnte, das den Weg zu einem erfolgreichen 

abschluss der Grundgesetzarbeit ebnete. Ohne ein zurücknehmen der 

alliierten forderungen war das aus sicht der abgeordneten nicht möglich.

Dem aBschluss Der  
GrunD GesetzarBeit entGeGen

Gleich zu Beginn der am 5. april 1949 eröffneten konferenz 

in Washington verständigten sich die außenminister von 

frankreich, Großbritannien und den usa auf eine mitteilung 

an den Parlamentarischen rat, in der sie ihr „Vertrauen”  

zum ausdruck brachten, dass der Parlamentarische rat den 

empfehlungen der militärgouverneure die nötige Beachtung 

schenken würde. Dieser mitteilung folgte am 10. april 1949 

die übermittlung des ursprünglich schon für ende 1948 ange-

kündigten Besatzungsstatuts. Darin war die kontrollfunk- 

tion der alliierten umschrieben, die eine einschränkung der 

souveränität der zukünftigen Bundesrepublik bedeutete.

trotz der mitteilung der außenminister schien die lage im 

Parlamentarischen rat nur wenig entspannt, zumal den abge- 

 ordneten nicht klar war, ob diese mitteilung eine ermahnung 

oder gar Drohung war, den empfehlungen der militärgouver-

neure zu folgen, oder eher als ein Vertrauensbeweis an die 

Parlamentarier anzusehen war.

so kam trotz der möglichen Perspektiven, die die mitteilung 

verheißen konnte, die arbeit des Parlamentarischen rates 

keinen schritt voran, da die Parteien im heftigen streit mit - 

einander lagen. Die sPD warf der cDu/csu vor, sich nicht an 

die Vereinbarungen des siebenerausschusses zu halten und 

die cDu wiederum behauptete, dass die sPD nicht auf ihre 
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Vorschläge eingehen würde. Die sPD kündigte schließlich ihre weitere mit - 

arbeit im Parlamentarischen rat bis zum abschluss ihres für den 20. april 

1949 anberaumten kleinen Parteitags in hannover auf.

„polizeiBrieF” der alliierten

Die übermittlung des Besatzungsstatuts bot immerhin anlass, den aus-

schuss für das Besatzungsstatut einzuberufen, um ein Gespräch mit den 

alliierten vorzubereiten.

zum dritten mal während der gesamten Verhandlungen des Parlamentari-

schen rates kam es in frankfurt am 14. april 1949 zu einer offiziellen 

Begegnung zwischen den militärgouverneuren und einer Delegation von 

Bonner abgeordneten. in ergänzung zu dem Besatzungsstatut, das aus - 

führlich diskutiert wurde, legten die militärgouverneure ein memorandum 

zur regelung der Polizeigewalt vor. hierin wurden der zukünftigen Bundes-

regierung zugeständnisse gemacht, zentrale Bundesbehörden einzurich- 

ten „zur Verfolgung von Gesetzesübertretung” und in jenem Bereich, der 

den aufgaben eines Bundesverfassungsschutzamtes entspricht.

BritiScher MilitärgouVerneur taktiert geMeinSaM 

Mit der Spd

am ende der offiziellen Verhandlungen vom 14. april 1949 informierte 

der britische militärgouverneur robertson die sPD-abgeordneten carlo 

schmid und Walter menzel über den inhalt einer weiteren mitteilung der 

außenminister der drei Westmächte. Darin drückten die außenminister 

ihr Wohlwollen gegenüber der bisherigen Grundgesetzarbeit des Parla-

mentarischen rates aus und gaben den Weg zu einem baldigen abschluss 

der Grundgesetzarbeit frei. Den Veröffentlichungstermin dieser mitteilung 

überließen die außenminister ihren militärgouverneuren. solange die 

mitteilung nicht offiziell bekannt war, konnte die sPD deren inhalt für ihre 

parteipolitischen interessen nutzen. tatsächlich ging die sPD in ihrer 

Parteitagsresolution unerwartet weit hinter die Beschlüsse des interfrak-

tionellen fünferausschusses vom februar 1949 zurück und forderte –  

neben dem Verzicht auf die Grundrechte – eine von den Besatzungsmäch-

ten unbeeinträchtigte entschlussfreiheit des Parlamentarischen rates. 

Dieser sollte dem Bund zur erfüllung seiner aufgabe die notwendigen 

mittel und möglichkeiten schaffen; das heißt, dass die alliierten den Weg 

zu einer Bundesfinanzverwaltung freigeben sollten. in einem eigenen  

so genannten „verkürzten” Grundgesetzentwurf legte die sPD in den 

nächsten tagen ihr konzept für die erhaltung einer einheitlichen rechts-, 

Wirtschafts- und sozialordnung vor. sollten die zur Bedingung gemachten 

forderungen nicht erfüllt werden, drohte die sPD mit einem „eindeutigen 

nein” zum Grundgesetz.

nach Veröffentlichung der resolution der sPD veröffentlichten die alliier-

ten am 22. april 1949 die bereits am 5. april 1949 von den außenministern 

verabschiedete und am 14. april 1949 der sPD zur kenntnis gebrachte 

mitteilung, in der sie ihr Wohlwollen über die bisherige Grundgesetzarbeit 

zum ausdruck brachten. nun machte die sPD der Öffentlichkeit glauben, 

dass nur aufgrund ihrer harten und kompromisslosen haltung die alliierten 

nachgegeben hätten. Der sPD-Vorsitzende kurt schumacher verschwieg, 

dass durch schmid und menzel vermutlich der gesamte sPD-Parteivorstand, 

wenigstens aber er selbst über die mitteilung der westalliierten außenmi-

nister ausreichend informiert war. erst anfang mai 1949 wurde bekannt, 

dass mitglieder der sPD schon vor dem Parteitag in hannover über den 

inhalt des memorandums in kenntnis gesetzt worden waren. adenauer 

nahm das zusammenspiel von Britischer Besatzungspolitik und sPD-

interessen im Wahlkampf zum ersten Deutschen Bundestag auf. Von 

sPD-nahestehenden historikern und historikerinnen wird das taktische 

zusam menspiel zwischen Briten und der sPD in der schlussphase der 

Grund gesetzarbeit oftmals nicht thematisiert. auch die britischen Geheim-

dossiers vom april 1949, die schon 1989 publiziert worden sind, werden 

häufig ignoriert. 

die „geBurtSStunde” der BundeSrepuBlik

Die mitteilung der außenminister vom 22. april 1949 läutete die letzte 

etappe zum abschluss des Grundgesetzes ein. Die militärgouverneure baten 

umgehend eine Delegation des Parlamentarischen rates nach frankfurt 

zu erneuten Gesprächen. am 25. april 1949 wurde in einer mehrere 

stunden andauernden sitzung in frankfurt die bislang von den alliierten 

abgelehnten artikel des Grundgesetzentwurfes diskutiert. Die alliierten 

hatten noch immer einwände gegen die zu weitreichenden Befugnisse der 

Bundesregierung und gegen die umfassenden Bundesvollmachten über 

den finanzausgleich zwischen den ländern. mehrfach verließen die militär-

gouverneure und ihre Offiziere die Versammlung, um den abgeordneten 
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des Parlamentarischen rates die Gelegenheit zu geben, auf interfraktio-

nellem Weg eine einigung herbeizuführen, die dann auch von den militär-

gouverneuren akzeptiert werden konnte. Den Vorschlag adenauers, nach 

Bonn zurückzukehren, um dort weiter zu verhandeln, lehnten die militär-

gouverneure entschieden ab, weil das den abschluss der Grundgesetz-

arbeit nur weiter verzögert hätte. inzwischen waren aber nun bei den 

Parlamentariern neue Differenzen aufgetreten, insbesondere in der frage 

der konfessionsschule, eine angelegenheit, aus der sich die alliierten zwar 

heraushalten wollten, die aber unbedingt noch in der frankfurter Be-

sprechung am 25. april 1949 geklärt werden musste. nach langwierigen 

Verhandlungen wurde eine einigung herbeigeführt. Die deutsche Presse 

feierte bereits den 25. april 1949 überschwänglich als die „Geburtsstunde” 

des westdeutschen staates. Der Weg für das Grundgesetz war jetzt frei. 

Die alliierten hatten ihr grundsätzliches Plazet zum abschluss der arbeiten 

des Parlamentarischen rates gegeben.

Vier jahre danach – SyMBolgehalt deS 8. Mai

nun konnte mit der vierten lesung im hauptausschuss und mit der 

zweiten und dritten lesung im Plenum begonnen werden. auch die vom 

Deutschen Volksrat in der sowjetischen Besatzungszone unterbreiteten 

Vorschläge zum sofortigen stopp der Grundgesetzarbeit und zur einla-

dung zu gesamtdeutschen Besprechungen zwecks Wiedervereinigung der 

beiden teile Deutschlands konnten kaum den festen Willen der abgeord- 

neten des Parlamentarischen rat beeinträchtigen, das Grundgesetz noch 

am 8. mai 1949 um 23.55 uhr, dem vierten Jahrestag der bedingungs-

losen kapitulation der deutschen Wehrmacht, zu verabschieden. es war 

insbesondere adenauers Wunsch, diesen tag neu und positiv zu beset-

zen. tatsächlich hätte in der unmittelbaren nachkriegszeit wohl kaum ein 

sinnfälligeres Datum angestrebt werden können, um den westlichen 

Groß mächten den Willen des deutschen Volkes zu demonstrieren, sich 

verantwortungsvoll am politischen und wirtschaftlichen Wiederaufbau 

Deutschlands zu beteiligen, und aller Welt zu demonstrieren, dass Deutsch-

land bereit war, aktiv an dem zusammenwachsen eines neuen europas 

mitzuwirken. es ist nur ein aperçu, dass adenauer, der wusste, dass eine 

Verfassungsurkunde mit dem Datum ihrer unterzeichnung und Verkündung 

zitiert wird, später bei Versendung von faksimileausgaben des Grund-

gesetzes betonte: „zur erinnerung an die Verabschiedung des Grundge-

setzes am 8. mai 1949 (…)”.

mit 53 zu 12 stimmen wurde das Grundgesetz angenommen. sechs abge-

ordnete der csu und jeweils zwei abgeordnete von DP, zentrum und kPD 

lehnten es ab. Die csu vermisste bei dem Grundgesetzentwurf grundle-

gende föderalistische Vorgaben und ein Bekenntnis zur christlichen staats-

auffassung. Die sechs csu-Politiker erklärten aber mit allem nachdruck, 

dass sie sich trotz aller einwände gegen das Grundgesetz „dem neuen 

staat und Gesamtdeutschland aus tiefstem empfinden verpflichtet fühlen”. 

auch das zentrum und die DP hatten im einklang mit der evangelischen 

und katholischen kirche u. a. eine stärkere Berücksichtigung des eltern-

rechts gewünscht. ihrer Obstruktionspolitik folgend, hatte die kPD schließ-

lich ebenfalls das Grundgesetz abgelehnt.

iM parForceritt zur Verkündung deS grundgeSetzeS 

aM 23. Mai 1949

schon vor aufnahme der Verhandlungen im Parlamentarischen rat stand 

fest, dass die militärgouverneure den Grundgesetzentwurf genehmigen 

mussten. als die arbeit des Parlamentarischen rates mit der dritten lesung 

des Grundgesetzentwurfs im Plenum am 8. mai 1949 abgeschlossen war, 

taten nun die militärgouverneure vor der unmittelbar bevorstehenden 

abberufung von General clay alles, um die Genehmigung zügig vorzuneh-

men. Denn für mai/Juni 1949 war eine konferenz der außenminister von 

frankreich, Großbritannien, der sowjetunion und den usa in Paris geplant. 

über diese wurden seit längerer zeit Gerüchte verbreitet, denen zufolge 

befürchtet werden konnte, dass die vier mächte entscheidungen fällen 

würden, die alle bisherigen Pläne zur errichtung einer regierung in West-

deutschland ändern oder verzögern könnten. Die alliierten entschieden 

deshalb sehr kurzfristig, für den 12. mai eine Delegation des Parlamenta-

rischen rates nach frankfurt einzuladen, um die Genehmigung des ent-

wurfes offiziell bekannt zu geben. am 12. mai 1949 endete zugleich die 

aufhebung der Berlin-Blockade, so dass der tag der Grundgesetzgenehmi-

gung kaum sinnfälliger gewählt werden konnte. in dieser sitzung übergab 

robertson im namen der militärgouverneure adenauer ein schreiben, in 

dem zwar nochmals einige einschränkungen des Grundgesetzes benannt 

waren, aber dennoch die Vollmacht zur ratifizierung des Grundgesetzes 

übertragen wurde. immerhin bestanden die alliierten nun nicht mehr – 

wie noch in den frankfurter Dokumenten – auf die zustimmung der länder 

durch ein referendum. so wurde vom 18. bis 21. mai 1949 das Grundge-

setz in den landtagen angenommen, ganz so wie die ministerpräsidenten 
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es schon in ihren koblenzer Beschlüssen gefordert hatten. lediglich der 

Bayeri sche landtag lehnte aus den gleichen Gründen wie die csu- 

abgeordneten im Parlamentarischen rat das Grundgesetz ab. Der land-

tag räumte jedoch eine rechtsverbindlichkeit des Grundgesetzes in 

Bayern ein, wenn das Grundgesetz in zwei Dritteln der deutschen länder 

anerkannt würde.

am nachmittag des 23. mai 1949 wurde in den tagungsräumen des 

Parlamentarischen rates unter teilnahme einer großen zahl von ehren-

gästen in einer feierlichen schlusssitzung das Grundgesetz ausgefertigt 

und verkündet. Präsident adenauer fasste die historische stunde in wenige, 

tief bewegte Worte: „meine Damen und herren! Wir sind der festen über- 

zeugung, dass wir durch unsere arbeit einen wesentlichen Beitrag zur 

Wiedervereinigung des ganzen deutschen Volkes und auch zur rückkehr 

unserer kriegsgefangenen und Verschleppten leisten. Wir wünschen und 

hoffen, dass bald der tag kommen möge, an dem das ganze deutsche 

Volk unter dieser fahne wieder vereint sein wird. uns alle leitete bei 

unse rer arbeit der Gedanke und das ziel, das die Präambel des Grundge-

setzes in so vortrefflicher Weise in folgenden Worten zusammenfasst:  

‚im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den menschen, von 

dem Willen beseelt, seine nationale und staatliche einheit zu wahren und 

als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten europa dem frieden der 

Welt zu dienen, hat das deutsche Volk (…) dieses Grundgesetz beschlos-

sen.’ möge allezeit der Geist und der Wille, der aus diesen sätzen spricht, 

im deutschen Volk lebendig sein.”

Das Grundgesetz trat um mitternacht vom 23. auf den 24. mai 1949 in 

kraft. Die arbeit des Parlamentarischen rates war nach fast neun monaten, 

viel länger als erwartet, erfolgreich beendet.

Dank der Beitrittsklausel im Grundgesetz gelang der Bundesrepublik 

Deutschland und den 1990 gegründeten fünf neuen ländern die Wieder-

vereinigung. Das spricht unzweideutig dafür, dass sich die Bundesrepublik 

Deutschland in „guter Verfassung” befindet. Das Grundgesetz ist kein 

statischer text, sondern muss mit leben gefüllt werden und den heraus-

forderungen der zeit angemessen angepasst werden. Das ist bisher 

gelungen, weshalb das Grundgesetz trotz mancher änderungen und 

ergänzungen in seinem Wesen bis heute Bestand hat und millionen von 

menschen in einem wiedervereinigten Deutschland ein leben in frieden 

und freiheit garantiert. Das ist nicht zuletzt ein Verdienst der „mütter und 

23. Mai 1949 in der Pädagogischen Akademie in Bonn: Der Präsident des  
Parlamentarischen Rates, Konrad Adenauer (CDU), unterzeichnet das Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland.

Quelle: Erna Wagner-Hehmke /Hehmke-Winterer, Düsseldorf; Stiftung Haus  
der Geschichte, Bonn.

23. Mai 1949 in der Pädagogischen Akademie in Bonn: Das Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland ist unterzeichnet und verkündet. Die Abgeordneten 
und die Gäste haben sich von ihren Plätzen erhoben.

Quelle: Erna Wagner-Hehmke /Hehmke-Winterer, Düsseldorf; Stiftung Haus  
der Geschichte, Bonn.
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Väter des Grundgesetzes”. Das deutsche Volk hatte mit einer Wahlbetei-

ligung von 86,3 Prozent bei der ersten Bundestagswahl am 14. august 

1949 faktisch dem Grundgesetz zugestimmt und sich damit aktiv am 

aufbau einer neuen parlamentarischen Demokratie beteiligt. Das Grund-

gesetz entsprang keinem Diktat der Westalliierten. Deren politische 

forderungen fielen immer auch auf zustimmung von abgeordneten des 

Parlamentarischen rates und wurden ernsthaft diskutiert und in allen 

fällen modifiziert. in der Gemengelage zwischen politischem Druck aus 

der sowjetunion und der vier Jahre nach ende des zweiten Weltkrieges 

notwendig gewordenen Gründung eines deutschen Weststaates mit der 

Option, jederzeit die baldige Wiedervereinigung zu erlangen, war die 

Verfassungsarbeit eine herausragende, wegweisende und in der rückschau 

auch richtige entscheidung. Wie sehr das Grundgesetz sich bewährt hat, 

zeigte schließlich die große Beteiligung von deutschen Verfassungs- und 

staatsrechtlern nach dem fall der mauer vor 20 Jahren als Berater beim 

aufbau der jungen parlamentarischen Demokratien in ganz Osteuropa. 

so wurde das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland zu einem 

der großartigsten deutschen „exportschlager”.

zeittafel zur entstehunG  
Des GrunDGesetzes



58 59

daS jahr 1948

23. Februar bis 6. März | 20. april bis 2. juni: �  außenminister-

konferenz der sechs mächte in london (Belgien, frankreich, 

luxemburg, niederlande, Großbritannien und usa); Beschluss-

fassung über die errichtung einer verfassung gebenden national-

versammlung für die drei westlichen Besatzungszonen

7. juni: �  schlusskommuniqué („londoner empfehlung”) der  

londoner außenministerkonferenz der sechs mächte

1. juli: �  überreichung der „frankfurter Dokumente” durch die drei 

militär gouverneure an die ministerpräsidenten der Westzonen

8. bis 10. juli: �  ministerpräsidentenkonferenz in koblenz (ritter-

sturz); abfassung einer stellungnahme („koblenzer Beschlüsse”)

15./16. juli: �  erste ministerpräsidentenkonferenz im Jagdschloss  

niederwald bei rüdesheim; Beratung über die reaktion der 

militär gouverneure auf die koblenzer Beschlüsse

21./22. juli: �  zweite ministerpräsidentenkonferenz im  

Jagdschloss niederwald bei rüdesheim; überarbeitung der  

koblenzer Beschlüsse

26. juli: �  konferenz der militärgouverneure und der minister-

präsidenten in frankfurt; Beschluss über ein deutsch-alliiertes 

schlusskommuniqué, die errichtung des Parlamentarischen  

rates und ein modellgesetz zur Wahl der abgeordneten des 

Parlamen tarischen rates durch die landtage

10. bis 23. august: �  Verfassungskonvent der Bevollmächtigten 

der ministerpräsidenten auf der insel herrenchiemsee; Vorlage 

eines Grundgesetzentwurfes

15. bis 30. august: �  Wahl der abgeordneten des Parlamen-

tarischen rates in den landtagen

31. august: �  ministerpräsidentenkonferenz im Jagdschloss  

niederwald bei rüdesheim

1. September: �  eröffnung des Parlamentarischen rates im  

museum koenig in Bonn; konstituierende sitzung in der  

Pädagogischen akademie (Wahl des Präsidiums; Beschluss  

über teilnahme von abgeordneten aus Berlin)

8./9. September: �  erste Plenarberatungen des Parlamenta- 

rischen rates

15. September: �  konstituierung der fachausschüsse des 

Parlamen tarischen rates

30. September: �  Gespräch zwischen adenauer und Vertretern der 

alliierten Verbindungsbüros in rhöndorf; über gabe des schreibens 

der militärgouverneure an adenauer vom 29. september 1948, 

dem zufolge der Parlamentarische rat keine ermächtigung hat, 

von der ihm übertragenen aufgabe (erar beitung eines Grund-

gesetzes) abzugehen

20. oktober: �  übergabe der erklärung der militärgouverneure 

vom 19. Oktober 1948 an Vizepräsident schönfelder betr. die 

Verteilung der macht befugnisse auf dem finanziellen Gebiet

20./21. oktober: �  erste lesung im Plenum

28. oktober: �  schreiben von höpker aschoff an die Vertreter des  

britischen Verbindungsbüros in Bonn über die bisherigen Bera-

tungen zur finanzverfassung im finanzausschuss des Parlamen-

tarischen rates

11. november bis 10. dezember: �  erste lesung im haupt-

ausschuss

18. november: �  Gespräch zwischen adenauer und General  

robertson in Bad homburg über stand der Grundgesetzarbeit, 

internationale politische lage, einbindung Berlins in den Bund, 

ankündigung eines neuen alliierten memorandums

22. november: �  memorandum der alliierten zur bisherigen Bera-

tung der fachausschüsse zum Grundgesetz, besonders zu fragen 

der Gestaltung der länderkammer, zuständigkeit von Bund und 

ländern, Gerichts barkeit und des Beamtenrechts 

14. dezember: �  Besprechung mit Vertretern der evangelischen 

und der katho lischen kirche über Grundrechte, elternrecht  

und Bekenntnisschule

15. dezember bis 20. januar: �  zweite lesung im hauptaus-

schuss

16./17. dezember : �  Besprechungen von Vertretern des 

Parlamen tarischen rates mit den militärgouverneuren  

in frankfurt/main („frankfurter affäre”)
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daS jahr 1949

4./5. januar: �  Beratung des misstrauensvotums von sPD, fDP 

und kPD gegen Präsident adenauer im ältestenrat wegen einer 

vermeintlich zu Gunsten seiner Partei (cDu) erfolgten Verhand-

lungsführung während der Besprechung mit den militärgouver-

neuren am 16. Dezember 1948

7. januar: �  stellungnahme des hauptausschusses zum ruhrstatut

26. bis 28. Februar: �  Beratungen des fünferausschusses

4. Februar: �  Besprechungen zwischen dem Präsidium und den 

fraktions führern des Parlamentarischen rates mit den minister-

präsidenten arnold, altmeier, kopf und stock

5. Februar: �  Vorlage der ergebnisse der Beratungen des  

fünferausschusses

8. bis 10. Februar: �  Dritte lesung im hauptausschuss

10. Februar: �  memorandum des fünferausschusses an die alliierten 

über den föderalen charakter des Grundgesetzentwurfes

11. Februar: �  übersendung des Grundgesetzentwurfes und des  

memorandums vom 10. februar 1949 an die militärgouverneure

18. Februar: �  übergabe des alliierten memorandums vom  

17. februar 1949

1. März : �  Besuch des Vorstandsmitglieds des Deutschen Volks-

rats in der sowjetischen Besatzungszone, Otto nuschke, in Bonn

2. März: �  Besprechung von mitgliedern des Parlamen tarischen 

rates mit den militärgouverneuren in frankfurt/main; memoran-

dum zum Grundgesetzentwurf und Wahlgesetzentwurf

3. März bis 6. april: �  Beratungen des siebenerausschusses

8. bis 10. März: �  Besprechungen von mitgliedern des Parlamen-

tarischen rates (siebenerausschuss) mit alliierten Vertretern in 

frankfurt

18. März: �  Besprechung von mitgliedern des Parlamen tarischen 

rates mit alliierten Vertretern in Bonn

25. März : �  Besprechung von mitgliedern des Parlamen tarischen 

rates mit alliierten Vertretern in Bonn; ablehnung der Vorschläge 

des siebenerausschusses

5. april bis 10. april: �  konferenz der außenminister der drei 

mächte in Washington; Beschlussfassung zum zusammenschluss 

der drei westlichen Besatzungszonen zu einem einheitlichen 

Wirtschafts- und Verwaltungsgebiet (Washingtoner abkommen 

über die Drei-mächte-kontrolle – „trizone”); Beschlussfassungen 

über ein Besatzungsstatut

5. april: �  mitteilung der außenminister von frankreich, Groß-

britannien und den usa an den Parlamen tarischen rat

10. april: �  Besprechung von mitgliedern des Parlamen tarischen 

rates mit alliierten Vertretern in Bonn; Bekanntgabe des  

Besatzungsstatuts und des Washingtoner abkommens

14. april: �  Besprechung von Vertretern des Parlamen tarischen 

rates mit den militärgouverneuren in frankfurt/main über  

das Besatzungsstatut; memorandum der militärgouverneure zur 

regelung der Polizeigewalt

20. april: �  Parteivorstandssitzung der sPD in hannover; Beschluss 

über einen „verkürzten” Grund gesetzentwurf

22. april: �  übergabe der mitteilung der außenminister von  

frankreich, Großbritannien und den usa

24. april: �  interfraktionelle einigung zum Grundgesetz entwurf

25. april: �  Besprechung von Vertretern des Parlamen tarischen 

rates mit den militärgouverneuren in frankfurt/main

5./6. Mai: �  Vierte lesung im hauptausschuss

6. Mai: �  zweite lesung im Plenum

8. Mai: �  Dritte lesung im Plenum; Verabschiedung des Grund-

gesetzes mit 53 gegen 12 stimmen

10. Mai: �  Verabschiedung des Wahlgesetzes und Beschluss über 

Bonn als zukünftigen Bundessitz (mit 33 stimmen für Bonn  

und 29 stimmen für frankfurt)

12. Mai: �  Genehmigung des Grundgesetzentwurfes durch die 

militär gouverneure in frankfurt/main mit einigen Vorbehalten 

(u. a. Vorrang des Besatzungsstatuts gegenüber allen deutschen 

Vorschriften sowie sonderstatus Berlins)

23. Mai: �  Verkündung des Grundgesetzes

15. juli: �  erlass des Wahlgesetzes durch die minister präsidenten
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